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gapur und Uganda, die nur mit dem en-bloc-Beitritt der Allianz
der kleinen Inselstaaten AOSIS (43 Mitglieder, inklusive der be-
reits aufgeführten Singapur und Malta) auf eine Zahl von etwa
80 kommen. Versuche, aus der Bundesregierung oder der dä-
nischen EU-Präsidentschaft irgendetwas herauszubekommen,
was denn eigentlich konkret geplant wird, verliefen im Sande.
Dänische NRO, die sich bei ihrer derzeit die EU präsidierenden
Regierung nach dem Stand der EU-Initiative erkundigen, wer-
den an die deutsche Regierung verwiesen. Diese wiederum geht
ebenfalls auf Tauchstation und lässt - im Falle des federführen-
den Umweltministeriums - angebotene Gelegenheiten zur
Selbstdarstellung mit der Johannesburger Initiative in diesem
Rundbrief ungenutzt. Briefe und e-mails mit Interessensbekun-
dungen von NRO, sich an der Initiative zu beteiligen oder sie
zu unterstützen, wurden meist nicht einmal beantwortet.

Ich möchte es Ihnen überlassen, daraus Schlüsse zu ziehen.
Für mich ist jedenfalls klar, dass EU und Bundesregierung lang-
sam anfangen müssen, ihre Hausaufgaben zu machen, wenn
die Initiative ”The way forward on renewable energy” nicht zu
einer PR-Luftnummer werden soll. Es wäre nicht das erste Mal,
dass die EU sich angesichts schwieriger globaler Ausgangsbe-
dingungen als Papiertiger entpuppen würde. Gefragt ist aber
eine EU und eine Gruppierung gleichgesinnter Staaten, die den
Ausbau erneuerbarer Energien und die damit verbundene
Zurückdrängung der fossilen Lobby mit ähnlicher Energie kon-
sequent vorantreibt, mit der sie früher einmal die Atomenergie
vorantrieb und mit der heute noch die Bush-Administration die
Interessen der Ölindustrie vertritt. Es geht hier um Aussenpolitik
und Wirtschaftspolitik genauso wie um Entwicklungs- oder Um-
weltpolitik. Fragt sich nur, ob man in den europäischen Haupt-
städten die Dimension der Johannesburger Initiative überhaupt
selbst begriffen hat. Mit Halbheiten kommen wir bei der Jahr-
hundertaufgabe, ein global zukunftsfähiges Energiesystem noch
in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts zu installieren, jeden-
falls nicht vorwärts. 

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Ursprünglich wollten wir in diesem Heft die Initiative zum
Ausbau Erneuerbarer Energien, die die EU beim Johannesbur-
ger Gipfel gestartet hat, breit vorstellen. Die von Bundeskanzler
Schröder in Johannesburg verkündete Einladung zu einer gros-
sen internationalen Konferenz über erneuerbare Energien Ende
2003/Anfang 2004 ist auch für die deutschen NRO eine wich-
tige Gelegenheit, das Thema Erneuerbare Energien nicht nur
aus der deutschen Binnenperspektive anzugehen, sondern im
Nord-Süd-Kontext einen wesentlich prominenteren Stellenwert
einzuräumen. Schliesslich sind die weitaus meisten der Ent-
wicklungsländer Ölimporteure und leiden enorm unter dem
ständigen Devisenabfluss an die OPEC. Erneuerbare Energien
sind eine Schlüsselfrage dafür, ob Entwicklungsländer den Pfad
einer nachhaltigen oder einer konventionellen, laut Agenda 21
nicht zukunftsfähigen Entwicklung einschlagen. Auch wenn das
Know-how der erneuerbaren Energien zunächst weitgehend
aus den Industrieländern kommt, können doch die Produktions-
stätten meist (im Gegensatz zu fossilen oder gar atomaren En-
ergietechnologien) ohne gigantischen Kapitalaufwand und mit
relativ überschaubarem Technologietransfer in Entwicklungslän-
dern errichtet und dezentral betrieben werden. Sind die Anla-
gen einmal aufgebaut, sind erneuerbare Energien grundsätz-
lich heimische Enerqiequellen. Dezentraler Betrieb heisst auch:
Im Gegensatz zu bereits einem einzigen grösseren Ölfeld ist es
kaum vorstellbar, dass Kriege und Bürgerkriege über die Kon-
trolle von 1000 Windrädern oder Biogasanlagen ausbrechen. 

Aber so ganz wollte es nicht gelingen, die EU-Initiative sei-
tenweise zu präsentieren. Sie ist einfach noch zu unkonkret.
Auch ein Vierteljahr nach Johannesburg gibt es ausser dem
dort vorgestellten Text praktisch nichts. Die noch in Johannes-
burg angekündigten 80 Unterstützerländer entpuppen sich mitt-
lerweile auch als eine deutlich bescheidenere Ländergruppie-
rung: Außer den 15 EU-Ländern und 12 Beitrittskandidaten
sind es bisher offenbar nur Norwegen, Island, die Schweiz,
Neuseeland, Brasilien, Chile, Jugoslawien, Israel, Mexico, Sin-

Jürgen Maier
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Erneuerbare Energien waren einer
der zentralen Streitpunkte von Jo-
hannesburg. Die EU-Initiative für
den Ausbau erneuerbarer Energien,
die in Johannesburg angesichts der
Verhandlungsblockade des Gipfels
gestartet wurde bietet neue Wege
aus der Konsensfalle.

Der Anteil der erneuerbaren Energien an
der globalen Primärenergieversorgung

liegt bisher bei ganzen 13.8%, wobei die-
ser Zahl eine umfassende Definition von
»erneuerbaren Energien« zugrundeliegt:
nämlich einschliesslich von oftmals ausge-
sprochen problematischen Energiequellen
wie Brennholz oder Grosswasserkraftwer-
ke. Aber immerhin ist 13.8% eine Zahl, von
der beispielsweise Deutschland noch mei-
lenweit entfernt ist. Hierzulande kommen
erneuerbare Energien bisher auf einen
Primärenergieanteil von kümmerlichen 2%,
in der EU auf ca. 6%.

Die EU wollte und konnte vor diesem
Hintergrund natürlich nur mit gebremster
Energie ambitionierte Ausbaupläne für
erneuerbare Energien in Johannesburg
vorschlagen. Allerdings war der EU-Vor-
schlag, einen Primärenergieanteil von
15% bis 2015 anzustreben, dann doch
kaum mehr als eine Stabilisierung des
heutigen Anteils, und zwar wohlgemerkt
unter Einschluss der teilweise äusserst
problematischen erneuerbaren Energie-
quellen wie Grosswasserkraftwerke. Aber
unter Blinden sind die Einäugigen Köni-
ge, und so konnte die EU in Johannes-
burg mit ihren Vorschlägen durchaus
Punkte sammeln. Dass Brasilien den Eu-
ropäern die Schau zu stehlen versuchte
und bis 2015 ein Ausbauziel von immer-
hin 10% neue erneuerbare Energien vor-
schlug, änderte daran auch nichts. Neue
erneuerbare Energien sind moderne,
tatsächlich ökologisch wie sozial nach-
haltige Technologien von Solar über
Wind bis zu moderner Biomassenutzung,
und beinhalten vor allem keine Großwas-
serkraftwerke oder Brennholz aus Raub-
bau. 

Ideologische Bedeutung 
Dass USA und OPEC noch nicht einmal

zu derart lauen Vereinbarungen bereit
waren, zeigt allerdings, welche enorme

symbolisch-ideologische Bedeutung er-
neuerbare Energien mittlerweile bekom-
men haben. Obwohl ein Zuwachs von
1.2% innerhalb von 13 Jahren die Vor-
herrschaft von Öl, Kohle und Gas kaum
ernsthaft gefährden könnten, geht es
längst ums Prinzip. Und darum, wie sich
die Investitionsströme in den kommenden
Jahrzehnten verteilen werden: gehen
noch einmal 20-30 Jahre lang Billionen-
summen in fossile Technologien, oder ver-
schieben sich die Investitionen zielstrebig
in erneuerbare Technologien?

Hier geht es um weit mehr als einen
Prinzipienstreit. Es geht hier um nicht we-
niger als Marktanteile in zentralen Zu-
kunftsmärkten und geopolitische Domi-
nanz. Während europäische Ölkonzerne
wie BP oder Shell allmählich erkennen,
dass den erneuerbaren Energien die Zu-
kunft gehört, setzt die amerikanische
Exxon alle Hebel in Bewegung, um ein
energiepolitisches Umsteuern abzu-
blocken, tatkräftig unterstützt von ihrer
der Öllobby aufs engste verbundenen Re-
gierung. 

Es wäre sicherlich zu kurz gegriffen,
Europas Wirtschaft blühende Zeiten und
Amerikas Wirtschaft den Niedergang
vorauszusagen, weil sich Europa recht-
zeitig auf die Zukunftsmärkte der erneu-
erbaren Energien gestürzt hat. Kurz nach
Verabschiedung des Kyoto-Protokolls
1997 verliess der letzte Solarzellenher-
steller vorübergehend Deutschland und
zog in die USA, weil dort Rahmenbedin-
gungen wie Steuerlast und Lohnnebenko-
sten attraktiver waren bzw sind. In einer
globalisierten Wirtschaft kann man den
boomenden Solarzellenmarkt in Deutsch-
land schliesslich auch von amerikani-
schen Produktionsstätten aus beliefern...

Neue Märkte
Dennoch ist es bemerkenswert, dass die

Hersteller erneuerbarer Energietechnolo-
gien zu einem nach wie vor beträchtli-
chen Anteil eben keine Grosskonzerne,
sondern kleine und mittelständische Un-
ternehmen sind, die nun allmählich auch
Schritte auf den Weltmarkt machen.
Wenn etwa der deutsche Windkraftanla-
gen-Marktführer Enercon aus Ostfries-
land mittlerweile in alle Welt exportiert
und in Brasilien und Indien eigene Pro-
duktionsstätten betreibt, muss es schon
zum Nachdenken anregen, wenn Enerc-
on nach einem undurchsichtigen und du-

biosen Gerichtsverfahren offiziell vom
US-Markt ausgesperrt wird. Da passt es
auch durchaus ins Bild, dass kurz vor
dem Johannesburg-Gipfel die Bundesre-
gierung eine »Exportoffensive Erneuerba-
re Energien« beschloss. 

Es steht in der Tat nicht zu erwarten,
dass die fossile Lobby tatenlos zusehen
wird, wie sie nicht nur politisch immer
mehr in die Defensive kommt, sondern ihr
auch ökonomisch die Umsätze wegbre-
chen. Wegen Öl wurden und werden Put-
sche und Kriege inszeniert, zerfallen
Staaten in blutigen Bürgerkriegen, und
auch in vermeintlich friedlichen Industrie-
ländern gehört die fossile Lobby zu den
aggressivsten und durchschlagskräftig-
sten Akteuren, wenn man nur an Kohlein-
dustrie und das Spediteursgewerbe
denkt. Saudi-Arabien beginnt bereits,,
die WTO gegen Klimaschutz und Unter-
stützung erneuerbarer Energien zu instru-
mentalisieren, obwohl es in der WTO bis-
her nur Beobachterstatus hat. 

Der Ausbau erneuerbarer Energien auf
respektable Marktanteile ist also eine
eminent brisante politische Frage. 

EU-Initiative
In diesem Kontext spielt sich die EU-In-

itiative ”The way forward on renewable
energy” (vgl. Seite 4) für den Ausbau er-
neuerbarer Energien ab, die in Johannes-
burg angesichts der Verhandlungsblocka-
de des Gipfels gestartet wurde. Die NRO
aus aller Welt haben diese Initiative sehr
begrüßt und unterstützt, nicht nur weil sie
inhaltlich richtig ist, sondern weil sie auch
einen Weg aus der Konsensfalle der UN-
Verhandlungen weist. Sobald eine radi-
kale Minderheit es gezielt auf Blockade
anlegt, ist das UN-System paralysiert. Die
EU-Initiative ist daher in der Wahrneh-
mung vieler Beobachter und Akteure des
Gipfels auch ein Versuch, den Multilate-
ralismus kreativ weiterzuentwickeln. 

Die EU hat nun hohe Erwartungen ge-
weckt. Sie hat jetzt keine andere Whal
mehr, als Taten folgen zu lassen. 

Jürgen Maier

Der Autor ist Geschäftsführer der Projektstelle des 
Forums Umwelt & Entwicklung 

Die EU und Erneuerbare Energien nach Johannesburg: 
Wegweisende Initiative oder PR-Luftnummer? 
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1.We express our strong commitment to
the promotion of renewable energy
and to the increase of the share of re-
newable energy sources in the global
total primary energy supply. We fully
endorse the outcome of the world Sum-
mit on Sustainable Development, consi-
dering it a good basis for further inter-
national cooperation, and intend to go
beyond the agreement reached in the
area of renewable energy. 

2.Increasing the use of renewable energy
is an essential element to achieve su-
stainable development at national and
global level. Renewable energy can
provide important new ways to reduce
pollution, diversify and secure energy
supply and help provide access to ener-
gy in support of poverty eradication.
Furthermore, the burning of fossil fuels

is the biggest source of greenhouse gas
emissions and these emissions need to
be reduced to mitigate the adverse ef-
fects of climate change in order to
achieve the ultimate objective of the
United Nations Framework Convention
on Climate Change to prevent dange-
rous climate change. 

3.We commit ourselves to cooperate in
the further development and promotion
of renewable energy technologies. Re-
cognising the sense of urgency as ex-
pressed in paragraph 19(e) of the Jo-
hannesburg Plan of Implementation, we
will work together to substantially in-
crease the global share of renewable
energy sources, with regular review of
progress, on the basis or clear and am-
bitious time bound targets set ant the
national, regional and hopefully at the
global level. 

4.We have adopted, or will adopt, such
targets fort the increase of renewable
energy and we encourage others to do
likewise. We are convinced that this will
help to implement the necessary poli-
cies to deliver a substantial increase in
the global share of renewable energy
sources. Such targets are important
tools to guide investment and develop
the market for renewable energy tech-
nologies. 

5.We commit ourselves to working with
others to achieve this goal, especially
through the partnership initiatives
being taken which could contribute to
expanding the use of renewable ener-
gy, as well as forthcoming international
conferences on renewable energy. 

Joint Declaration by the EU, .....
The way forward on renewable energy



5Rundbrief 4/2002

Armut und wachsende Entwick-
lungsunterschiede gehören zu den
Grundproblemen des beginnenden
neuen Jahrhunderts. Sie liegen an
der Wurzel vieler anderer globaler
Risiken und Gefährdungen. Schät-
zungsweise mehr als 2 Milliarden
Menschen haben derzeit keinen
oder unzureichenden Zugang zu ei-
ner modernen Energieversorgung.

Energie – Voraussetzung für 
Entwicklung

Über 1 Milliarde Menschen leben in ex-
tremer Armut. Sie verfügen über weniger
als 1 US-$ pro Tag und Person. Die Mehr-
zahl von Ihnen sind Frauen und
Mädchen. Etwa zwei Drittel der Armen in
Entwicklungsländern leben in ländlichen
Gebieten, doch nimmt auch die städtische
Armut zu. In der Milleniums-Erklärung
der Vereinten Nationen haben die Regie-
rungen vereinbart, bis zum Jahre 2015
den Anteil der Armen an der Weltbevöl-
kerung zu halbieren.

Forscht man nach den Ursachen von
Armut, erhält man kaum gesicherte Er-
klärungen. Entsprechend ist die Entwick-
lungstheorie bis heute auch nicht in der
Lage, verlässliche Rezepte für eine ar-
mutsreduzierende Entwicklung zu liefern.
Allerdings scheinen langjährige Erfah-
rungen einen Beleg dafür zu liefern, dass
es einige Schlüsselfaktoren gibt, die für
die Bekämpfung der Armut von zentraler
Bedeutung sind. So gehört der Zugang zu
Energie – etwa neben Grundbildung, Ba-
sisgesundheitsversorgung und elementa-
rer Verkehrsinfrastruktur – zu den Grund-
voraussetzungen für die Verbesserung
der Lebens- und Produktionsbedingun-
gen. Er ist damit ein wichtiger Baustein
für die Armutsbekämpfung.

Die Zusammenhänge zwischen Armut
und Energiearmut sind sehr vielschichtig.
Vor allem ist Energie von zentraler Be-
deutung für die wirtschaftliche Entwick-
lung: Beispielsweise in der Landwirtschaft
ermöglicht der Einsatz von Energie Pro-
duktivitätssteigerungen und Einkommens-
verbesserungen durch Wasserpumpen,
gekühlte Lagerung, Weiterverarbeitung
und Transport zu den Märkten.

Zugang zu Energie hat aber auch zahl-
reiche positive Wirkungen im Gesund-

heitsbereich. Moderne Energietechnolo-
gien ermöglichen beispielsweise den Zu-
gang zu besserer medizinischer Versor-
gung (z.B. durch Kühlung von Impfstoffen
und Medikamenten), die Verringerung
von starken Arbeitsbelastungen (z.B.
Transport von Wasser und Brennholz),
oder die Reduzierung der Innenraum-
Luftbelastung (Indoor-Air-Pollution), ver-
ursacht durch offene Feuer. Nach Zahlen
der Weltgesundheitsorganisation WHO
sind 20% der 10,9 Mio. Todesfälle im
Jahr 1999 bei Kindern unter 5 Jahren auf
akute Atemwegserkrankungen zurückzu-
führen. Auch wenn das Ausmaß der Wir-
kungen offener Herdstellen auf Atem-
wegserkrankungen nicht empirisch fest-
steht, ist doch in Fachkreisen unbestritten,
dass hier ein enger Zusammenhang be-
steht.

Nachhaltige Energie – Vorteile für Ent-
wicklung und Umwelt

Schätzungsweise mehr als 2 Milliarden
Menschen haben derzeit keinen oder un-
zureichenden Zugang zu einer modernen
Energieversorgung. Sie sind von Kerzen
oder Kerosinlampen zur Beleuchtung, von
Feuerholz und anderer Biomasse als
Kochenergie und von Batterien als Strom-
quelle abhängig. Um diese Zahl von 
2 Milliarden Menschen signifikant zu re-
duzieren, sind zukünftig vermehrte An-
strengungen notwendig.

Dieses Ziel, erheblich mehr Menschen
Zugang zu modernen Formen von Ener-
gie zu verschaffen, wirft jedoch einige
zentrale Fragen auf, die zuletzt auf dem
Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in
Johannesburg hohe politische Aufmerk-
samkeit erfuhren und kontrovers diskutiert
wurden: Welche Konsequenzen hat die-
ses Ziel für die Umwelt? Wie können
nachteilige Umweltwirkungen vermieden
werden? Wer trägt die Verantwortung –
und damit auch die Kosten – für die Um-
weltverträglichkeit der Ausweitung des
Energieangebotes? Welche Energiestrate-
gien sollten den Entwicklungsländern
empfohlen werden?

Einerseits wird ein verbesserter Zugang
zu modernen Energiedienstleistungen in
vielen Fällen zu einer Reduzierung lokaler
und regionaler Umweltbelastungen
führen (z.B. bei Innenraum-Luftbelastung,
städtischer Luftverschmutzung, Entwal-

dungen, Wüstenbildung). Andererseits
wird hier eine Verschärfung der globalen
Klimagefahren befürchtet. Bei nüchterner
Betrachtung muss man jedoch eingeste-
hen, dass in der Diskussion häufig die Kli-
mawirksamkeit einer Basisversorgung der
2 Milliarden „Energie-Armen“ deutlich
überschätzt wird. Der Zugang zu moder-
nen Brennstoffen für Kochzwecke für die-
se 2 Milliarden Menschen würde den glo-
balen Verbrauch kommerziell gehandel-
ter Energie gerade einmal um ca. 1% er-
höhen, der Zugang zu Strom etwa 2% der
gegenwärtig weltweit installierten Kapa-
zitäten ausmachen. Das globale Klima-
problem hängt also weniger an der Ba-
sisversorgung der „Energie-Armen“ die-
ser Welt als vielmehr an den Produktions-
und Konsummustern sowie den Energie-
systemen der vier Milliarden Menschen,
die bereits heute Zugang zu Energie ha-
ben. Deren ineffiziente (d.h. verschwen-
derische) und überwiegend auf fossilen
Energiequellen basierende Energieversor-
gung (einschl. Energieverbrauch für Indu-
strie und Transport) ist das Hauptpro-
blem.

Die Lösung dieses Problems liegt also
nicht darin, den 2 Milliarden „Energie-
Armen“ den Zugang zu Energie zu ver-
wehren, sondern weltweit die Energiesy-
steme zu „dekarbonisieren“, d.h. Wachs-
tum und Entwicklung vom Verbrauch fos-
siler Enegiequellen abzukoppeln:
1.Die Energieeffizienz muss erheblich ge-

steigert werden, z.B. durch Modernisie-
rung von Kraftwerken, durch Reduzie-
rung von Leitungsverlusten im Strom-
netz oder durch energiesparende Elek-
trogeräte.

2.Technologien zur Nutzung erneuerba-
rer Energien („RE-Technologien“) müs-
sen erfördert werden. Dies muss „im
großem Stil“ erfolgen, weil nur bei
deutlich größeren Stückzahlen die
Stückkosten so sinken werden, dass
diese Technologien sich „nachhaltig“
am Markt durchsetzen können, d.h.
wirtschaftlich und erschwinglich wer-
den. Eine solche Kostenreduzierung
durch Massenproduktion lässt sich vor
allem dann erzielen, wenn RE-Techno-
logien den Strom in große Stromnetze
einspeisen.
Die Hauptverantwortung, die erforder-

lichen Technologien zur Marktreife zu ent-

Nachhaltige Energie für Entwicklung
Strategie, Programm und Handlungsfelder
in der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
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wickeln und ihnen durch entsprechende
Förderprogramme eine dauerhafte
Durchsetzung am Markt zu ermöglichen,
liegt bei den Industriestaaten. Aber auch
die Entwicklungsländer können – wenn
sie hierbei unterstützt werden – einen Bei-
trag zur Verbreitung „nachhaltiger Ener-
gien“ leisten. Dabei gibt es mindestens
vier gute Gründe, warum auch Entwick-
lungsländer auf „nachhaltige Energien“
setzen sollten:
1.Die technisch-wirtschaftlichen Potenzia-

le zur Erhöhung der Energieeffizienz
sind gerade in den Entwicklungslän-
dern enorm. Vielerorts zahlen sich In-
vestitionen in eine solche Erhöhung, et-
wa im Kraftwerksbereich, innerhalb
kürzester Zeit betriebswirtschaftlich
aus.

2.Die natürlichen Potenziale für den Ein-
satz von RE-Technologien sind in vielen
Entwicklungsländern besser als in Indu-
striestaaten. Vielerorts weisen etwa
Sonneneinstrahlung, potentielle Was-
serkraft und Leistungsfähigkeit der Bios-
phäre beachtliche Energiedichten auf.
Auch Windenergie und Geothermie
besitzen in einigen Entwicklungslän-
dern erhebliche Potenziale.

3.Siedlungsstrukturelle Gegebenheiten
sprechen in vielen Entwicklungsländern
für den Einsatz von RE-Technologien,
die sich viel eher als konventionelle En-
ergiesysteme für einen Einsatz im de-
zentralen Betrieb eignen. Auch in einer
Welt mit stark zunehmender Verstädte-
rung wird auf lange Zeit der Anteil der
ländlichen Bevölkerung groß bleiben.
Auch wenn Armut zunehmend eben-
falls ein Problem der Städte mit ihren
wachsenden Slums ist: Armut ist und
bleibt zunächst einmal ein Problem der
ländlichen Regionen. Insbesondere
„Energie-Armut“ ist typisch für entlege-
ne dörfliche Siedlungen und Streusied-
lungen. Aufgrund der geringen Dichte
sprachen Kostengründe bisher gegen
einen Ausbau der Stromnetze, und dies
dürfte sich wohl auch in Zukunft nicht
wesentlich ändern. RE-Technologien,
entweder im völlig unvernetzten Betrieb
oder zu Mininetzen aggregiert, können
hier völlig neue Perspektiven für die
ländliche Bevölkerung bieten.

4.Sowohl bei der Steigerung der Energie-
effizienz als auch bei der Verbreitung
erneuerbarer Energien handeln viele
Entwicklungsländer durchaus im eige-

nen makroökonomischen Interesse,
denn sie nutzen lokale Energieressour-
cen, erhöhen die Sicherheit ihrer Ener-
gieversorgung und mindern die Ab-
hängigkeit vom Import fossiler Brenn-
stoffe. Sie wären in der Lage, sich von
importierten Energieträgern unabhän-
giger zu machen und die frei werden-
den Mittel für Entwicklungsmaßnahmen
einzusetzen. Es wird häufig unter-
schätzt, welch große wirtschaftliche Be-
deutung die nicht vorhersehbare
Schwankung des Preises für Öl und an-
dere fossile Energien für Energieimport-
Länder hat. Gerade für viele Least-De-
veloped Countries (LDC’s) wirken sich
Ölpreissteigerungen verheerend auf
das Verschuldungsniveau aus und kön-
nen die positiven Wirkungen von
Schuldenreduzierungen und Schulde-
nerlassen völlig kompensieren. 

Überwindung der Hemmnisse für nach-
haltige Energie – Grundlagen einer
Strategie in der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit

Trotz dieser guten Gründe für „nach-
haltige Energien“ stehen viele Entwick-
lungsländer einer entsprechenden Förde-
rung immer noch skeptisch gegenüber.
Vor allem im Hinblick auf eine Verbrei-
tung von RE-Technololgien heißt es häu-
fig: „Zu teuer!“ In der Tat sind Kostenge-
sichtspunkte der Dreh- und Angelpunkt
für die breite Durchsetzung von „nachhal-
tiger Energien“, insbesondere von RE-
Technologien. Wenn sich hier die reichen
Industriestaaten schon schwer tun, wun-
dert die Zurückhaltung der wirtschaftlich
schwächeren Entwicklungsländer nicht.

Was die Wirtschaftlichkeit von RE-Tech-
nologien in Entwicklungsländern angeht,
müssen grundsätzlich zwei Fälle unter-
schieden und entsprechend auch bei der
Strategiebildung im Rahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit berücksichtigt wer-
den:
1.Bereits heute sind verschiedene RE-

Technologien unter bestimmten Voraus-
setzungen bereits die kostengünstigste
Option, wenn man über den gesamten
Lebenszyklus einer Anlage rechnet.
Dies gilt in erster Linie für Anwen-
dungsfälle im dezentralen, netzfernen
Betrieb. Dass unter solchen Einsatzbe-
dingungen RE-Technologien sich trotz-
dem noch nicht massenhaft verbreitet
haben, liegt daran, dass sie zwar (über

den Lebenszyklus) am kostengünstig-
sten, trotzdem aber für die Bevölkerung
unerschwinglich sind. Hierbei ist zu be-
denken, dass grundsätzlich jede Form
dezentraler, netzungebundener Strom-
versorgung (Batterien, Dieselgenerato-
ren, Solaranlagen usw.) relativ teuer
gegenüber Strom aus einem Netz ist.
Dies trifft insbesondere die arme ländli-
che Bevölkerung, der wegen geringer
Zahlungsfähigkeit und mangelndem
Zugang zu Krediten in der Regel nichts
anderes übrig bleibt, als sich für die En-
ergie mit der geringsten Anfangs-Inve-
stition zu entscheiden. So kommt es,
dass viele Menschen in Entwicklungs-
ländern im Laufe ihres Lebens einen er-
heblichen Teil ihres geringen Einkom-
mens etwa für Batterien, Kerzen und
Kerosin verwenden, weil ihnen die ho-
he Anfangs-Investitionen z.B. in eine
Solaranlage nicht möglich sind. Um
dieses Hemmnis zu durchbrechen, sind
innovative Markterschließungs- und Fi-
nanzierungsinstrumente erforderlich,
die zusätzliche Projektentwicklungsko-
sten verursachen.

2.Daneben gibt es aber noch viele Fälle,
wo RE-Technologien nicht die kosten-
günstigste Option darstellen. Dies gilt
insbesondere dann, wenn erneuerbare
Energien – sieht man einmal von
großen Wasserkraftwerken und geo-
thermischen Kraftwerken ab – in ein
Stromnetz eingespeist werden. Für ei-
nen längeren Zeitraum werden Subven-
tionen erforderlich sein, um die Märkte
für erneuerbare Energien zu entwickeln
und deren Kosten zu senken. Vor allem
in diesen Fällen liegt die Hauptverant-
wortung bei den Industriestaaten. Sie
müssen die Märkte entwickeln und so
die Kosten senken. Aber nicht nur in
den Industriestaaten sondern auch in
den Entwicklungsländern muss es mög-
lich sein, die gegenwärtig erheblichen
Subventionen von konventionellen En-
ergiesystemen abzubauen bzw. diese
Subventionen in zukunftsfähige Energi-
en umzulenken. 
Neben den unmittelbar wirksamen Ko-

stennachteilen gibt es weitere Hemmnisse
für die Verbreitung von RE-Technologien,
die ebenfalls angegangen werden müs-
sen. So müssen beispielsweise vorhande-
ne (Zoll-)Barrieren für den grenzüber-
schreitenden Handel von RE-Technologien
abgebaut werden. Außerdem bedürfen
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RE-Technologien einer erheblich größe-
ren Standardisierung, um sich am Markt
behaupten zu können., Schließlich müs-
sen Kapazitäten für Vertrieb und War-
tung von RE-Technologien erheblich aus-
geweitet werden.

Das Programm „Nachhaltige Energie
für Entwicklung“

Die Bundesregierung hat in Johannes-
burg angekündigt, dass sie mit einem
Programm „Nachhaltige Energie für Ent-
wicklung“ die Zusammenarbeit mit den
Entwicklungsländern zu einer strategi-
schen Partnerschaft ausbauen wird. Dafür
werden in den nächsten fünf Jahren ins-
gesamt 1 Mrd. Euro bereitgestellt: 500
Mio. Euro für erneuerbare Energie und
500 Mio. Euro für die Steigerung der En-
ergieeffizienz. Die Bundesregierung will
den Partnerländern dabei helfen, durch
den Ausbau nachhaltiger Energiesysteme
den Zugang zu sauberer Energie zu ver-
bessern, die Armut zu überwinden sowie
klima- und umweltschädliche Formen der
Energie zu ersetzen. Die Bundesregierung
baut mit diesem Programm auf den be-
reits laufenden Maßnahmen im Energie-
sektor der Entwicklungsländer auf. Zur
Zeit fördert das BMZ beispielsweise etwa
70 Projekte für erneuerbare Energie in 40
Kooperationsländern.

Die Finanzmittel werden im Rahmen
der bewährten Instrumente der finanzielle
und technische Entwicklungszusammen-
arbeit eingesetzt. In der bilateralen Zu-
sammenarbeit werden Projekte oder Pro-
gramme für erneuerbare Energie von den
Partnerländern vorgeschlagen und zwi-
schen den Regierungen vereinbart. Die
operative Durchführung liegt den Händen
vor allem von KfW und GTZ.

Diese finanzielle Zusage ist der Kern ei-
nes umfassenden Programms „Nachhalti-
ge Energie für Entwicklung“. Mit diesem
Programm will die Bundesregierung nicht
nur die bilaterale Zusammenarbeit im En-
ergiebereich stärken, sondern auch neue
Wege für öffentlich-private Partnerschaf-
ten bereiten und vermehrt strategische
Partnerschaften in der multilateralen Zu-
sammenarbeit für eine Förderung „nach-
haltiger Energie“ bilden. Mit diesen drei
Zielsetzungen – bilaterale Kooperation,
Partnerschaften mit der Privatwirtschaft
und multilaterale Zusammenarbeit – wird
sich auch die Konferenz für erneuerbare
Energien befassen, zu der Deutschland –

wie von Bundeskanzler Schröder in Jo-
hannesburg angekündigt – im kommen-
den Jahr einladen wird.

Im Rahmen des ausgeweiteten Engage-
ments unterstützt die Bundesregierung
auch wichtige internationale Initiativen,
die auf dem Weltgipfel in Johannesburg
gestartet wurden. Dies betrifft insbesonde-
re die EU-Initiative „Energy for Poverty Re-
duction and Sustainable Development“
(europa.eu.int/comm/environment/wssd/
energy_poor.pdf), die „Global Village
Energy Partnership“ (www.gvep.org) und
das „Global Network on  Energy for Su-
stainable Development“ (www.gnesd.
org). Außerdem war Deutschland im
Rahmen der EU in Johannesburg an einer
gemeinsamen Deklaration „The Way For-
ward on Renewable Energy“ (www.
un.org/events/wssd/statements/joint-
declaration.htm) beteiligt, für deren Un-
terstützung nun bei anderen Staaten ge-
worben wird. Absicht ist die Schaffung ei-
ner breiten internationalen Basis für das
politische Ziel, den Anteil erneuerbarer
Energien an der weltweiten Primärener-
giebasis zu erhöhen.

Handlungsfelder der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit im Energiebe-
reich

Um das Ziel der Armutsbekämpfung
und Entwicklungsförderung bei gleichzei-
tiger Beachtung globaler Umwelterforder-
nisse zu erreichen, ist die deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit im Energiebe-
reich in mehreren Schwerpunktbereichen
tätig, von denen die sechs wichtigsten ab-
schließend kurz beschrieben werden.

Politikberatung zur nachhaltigen Aus-
richtung des Energiesektors

Die Vorgabe klarer Rahmenbedingun-
gen, ergänzt durch gezielte Sektorpoliti-
ken, etwa zur effizienten Energienutzung,
zum Einsatz umweltschonender Energie-
technologien oder zur Verbesserung der
ländlichen Energieversorgung, sind Vor-
aussetzung für eine zukunftsfähige Aus-
richtung des Energiesektors.

Im Rahmen des globalen Trends zu Sek-
torreformen und Liberalisierung hat sich
auch in vielen Entwicklungsländern die
Rolle des Staates gewandelt. Der Staat ist
heute in einer zunehmenden Anzahl von
Ländern nicht mehr selbst an der Energie-
versorgung beteiligt, sondern vielmehr für
die Vorgabe transparenter Rahmenbedin-

gungen zuständig. Daraus sind neue Her-
ausforderungen an die Steuerungsfähig-
keit des Staates und zur Entwicklung
marktkonformer Regulierungsmechanis-
men entstanden.

In diesem Sinne berät die deutsche Ent-
wicklungszusammenarbeit die zuständi-
gen staatlichen Institutionen in den Part-
nerländern bei ihrer Rollendefinition und
der effizienteren und effektiveren Wahr-
nehmung ihrer hoheitlichen Aufgaben,
wie Politik- und Strategieformulierung,
Gesetzgebung, Informationsbereitstel-
lung, Sektorkoordination, Überwachung
und Monitoring der Sektoraktivitäten.

Von zentraler Bedeutung ist dabei die
Schaffung fairer Wettbewerbsbedingun-
gen, die Verbesserung des Investitionskli-
mas für die Privatwirtschaft und die
Schaffung kostendeckender Tarife. Die
Reduzierung von Subventionen, die in
vielen Entwicklungsländern auf Elektrizi-
tät oder Brennstoffe noch getätigt wer-
den, ist dabei eine wichtige Forderung,
wenn man zukunftsfähigen Optionen wie
erneuerbaren Energien und Energieeffizi-
enz eine faire Chance geben will. Die so-
zialen Zielsetzungen die diesen Energie-
subventionen oft zugrunde liegen, können
durch gezielte soziale Programme in aller
Regel effizienter erreicht werden.

Neben nationalen Politikberatungs-
ansätzen werden auch internationale und
regionale Institutionen in Fragen der re-
gionalen Integration, Harmonisierung der
Gesetzgebung oder Identifikation län-
derübergreifender Projekte beraten. Ge-
berkoordinierung und Politikdialog sind
weitere Mittel, um einen nachhaltige Weg
der Energieversorgung zu erreichen.

Erneuerbare Energien im Netzbetrieb
In den nächsten Jahren sind vornehm-

lich durch den Ausbau der Windkraftnut-
zung umweltschonende und kosteneffizi-
ente Beiträge zur Stromerzeugung und
zur Minderung von Treibhausgasen zu er-
warten. Aber auch solarthermische, geo-
thermische und Biomasse-befeuerte Kraft-
werke bieten zukunftsfähige Optionen.

Die Entwicklungszusammenarbeit un-
terstützt mit verschiedenen Programmen
bei der Identifizierung, Analyse, Finan-
zierung und Umsetzung entsprechender
Vorhaben. Beispielsweise bei der Nut-
zung der Windkraft hat Deutschland ei-
nen international anerkannten Erfah-
rungsvorsprung. Knapp 40% der weltwei-
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ten Windkraftkapazitäten wurden in den
letzten Jahren in Deutschland errichtet.
Die Entwicklungszusammenarbeit leistet
hier einen wichtigen Beitrag zum Know-
how- und Technologietransfer.

Erneuerbare Energien zur Verbesserung
der netzfernen Energieversorgung

In den vergangenen Jahrzehnten wur-
den eine Vielzahl von Technologien, Ver-
breitungskonzepten und Förderinstrumen-
ten erprobt, so dass sich der Schwerpunkt
der Entwicklungszusammenarbeit weg
von Demonstrations- hin zu breitenwirk-
samen Verbreitungsprogrammen verla-
gert hat. Wesentliches Kriterium für die
wirtschaftliche Nachhaltigkeit der Ver-
breitungsansätze ist ihre möglichst markt-
konforme Ausrichtung. Dazu ist die Ein-
bindung der lokalen und internationalen
Lieferindustrie unabdingbar. Vor allem
folgende Technologien haben sich be-
währt:

❑Kleinwasserkraftwerke für kleinräumige
Netze,

❑Anlagen zur effizienten Nutzung oder
Substitution von traditioneller Biomas-
se, insbesondere für Kochzwecke,

❑Anlagen zur photovoltaischen Strom-
versorgung, z.B. Batterieladestationen
oder sog. “Solar Home Systems” (SHS)
zur individuellen Haushaltsversorgung,
Stromversorgung von Einrichtungen der
sozialen und wirtschaftlichen Infrastruk-
tur wie ländliche Krankenstationen,
Schulen, Kommunikationseinrichtun-
gen, photovoltaisch betriebene Pumpen
zur Trink- und Tränkwasserförderung
sowie zur kleinflächigen Bewässerung.

Energieeinsparung und Steigerung der
Energieeffizienz

Maßnahmen zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz bilden derzeit die wichtigste
Option zur Minderung der Abhängigkeit
von fossilen Rohstoffen und zur Reduzie-
rung der CO2-Emissionen.

Die Palette der Einwirkungsmöglichkei-
ten umfasst sowohl die Verbesserung der
Energieerzeugung und -verteilung (Bau
oder Rehabilitierung von Kraftwerken mit
besserem Wirkungsgrad, Senkung von
Leitungsverlusten durch Investitionen in
Übertragungs- und Verteilungssysteme)
als auch die Effizienzsteigerung auf der
Verbraucherseite (Industrie, Haushalte,
Verkehr) sowie Energieeinsparmaßnah-
men in Gebäuden. Im Vordergrund ste-
hen dabei Maßnahmen, die unter den lo-
kalen Bedingungen einzelwirtschaftlich
rentabel sind. Der zentrale Ansatzpunkt
der deutschen Entwicklungszusammenar-
beit ist daher die Förderung von Bera-
tungsstrukturen, die möglichst privatwirt-
schaftlich ausgerichtet werden sollen. 

Verbesserung konventioneller Kraft-
werkstechnologien

Noch für viele Jahrzehnte werden fossi-
le Energieträger eine wesentliche Rolle im
Brennstoffmix von Industrie- und Entwick-
lungsländern spielen. Länder wie die VR
China und Indien weisen enorme Wachs-
tumsraten bei gleichzeitiger hoher Ab-
hängigkeit von fossilen Brennstoffen, ins-
besondere Steinkohle auf. 

Umfassende Projektansätze zur Verbes-
serung konventioneller Technologien –
beispielsweise im Falle der Kohletechno-
logie entlang der gesamten Brennstoffket-
te von der Kohleaufbereitung und
Kohleentschwefelung bis zur Kraftwerk-
seinsatzoptimierung und der Netzverlust-
reduzierung – sind und bleiben deshalb
von höchster umwelt- und klimapolitischer

Relevanz. Diese Maßnahmen zeichnen
sich generell durch eine hohe Kostenwirk-
samkeit aus, d.h. höchste Reduktion der
Umweltbelastungen bei gegebenem Mit-
teleinsatz.

Maßnahmen zur Umsetzung der Klima-
rahmenkonvention

Die Entwicklungszusammenarbeit berät
derzeit rund 20 Entwicklungsländer da-
bei, ihre Optionen zur Vermeidung von
Treibhausgasemissionen zu untersuchen,
die organisatorischen Strukturen zu
schaffen, um später einmal den Clean
Development Mechanism (CDM) zu nut-
zen und um konkrete CDM-taugliche Pro-
jekte zu identifizieren.

Die neuen Kooperationsformen und
Mechanismen, die das Kioto-Protokoll im
Dienste des Klimaschutzes anstrebt, bie-
ten Vorteile für Industrie- und Entwick-
lungsländer. Die deutsche Entwicklungs-
zusammenarbeit sieht in der Nutzung der
Flexiblen Mechanismen des Kioto-Proto-
kolls die Chance, zusätzlich private Mittel
für Investitionen in klimafreundliche Tech-
nologien in Entwicklungs- und Transfor-
mationsländern zu mobilisieren. Daraus
ergibt sich eine verstärkte Hebelwirkung
der von der Bundesregierung zur Finan-
zierung von Infrastruktur-Maßnahmen
bereitgestellten Fördermittel. Durch den
damit verbundenen Technologie- und
know-how-Transfer werden gleichzeitig
die Voraussetzungen für eine nachhaltige
Entwicklung in den Partnerländern ge-
schaffen.

Dr. Stefan Schmitz

Der Autor ist Mitarbeiter im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Referat
„Wasser, Siedlungswesen, Infrastrukturfragen“
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Mehrere Jahre rasanter Entwick-
lung von Windenergie und anderen
erneuerbaren Energieträgern hatten
Dänemark an die Spitze der Förde-
rer erneuerbarer Energie gebracht,
als im November letzten Jahres die
derzeit amtierende liberal-konser-
vative Regierung an die Macht
kam.

Durch das positive Wachstum erneuer-
barer Energie erreichte Dänemark im

Vergleich zu anderen Industrieländern mit
13 Prozent im Jahr 2001 den höchsten
Anteil an der Nutzung von Windenergie
an der Stromerzeugung.

Gute Exportentwicklung
In großem Maßstab wurden nicht nur

Windkraftanlagen, sondern auch Bio-
masse-Kessel und andere Geräte für die
Nutzung erneuerbarer Energie exportiert.
Diese Politik zur Förderung der erneuer-
baren Energie war die erfolgreichste Tat
der vorherigen Regierung zur Reduzie-
rung der Treibhausgasemissionen.

Vor diesem Hintergrund war es für sehr
viele Menschen eine große Überra-
schung, dass die neue Regierung ge-
schwind die Programme zur Förderung
der erneuerbaren Energien kürzte, nach-
dem sie an die Macht gekommen war:
Von 2001 bis 2002 kürzte sie Gelder für
Information und Beratung, Entwicklung
und Demonstrationsaktivitäten. Ebenso
wurde die Investitionsförderung um mehr
als 90 Prozent und die Forschungspro-
gramme um mehr als 50 Prozent gekürzt. 

Die Argumente für die Kürzungen wa-
ren, dass erneuerbare Energien die Un-
terstützung nicht mehr nötig haben, dass
die Regierung den gesamten Bereich des
Staatshaushaltes kürzen wollte (es wurde
auch eine ganze Reihe von Umweltpro-
grammen und auch Teile der Entwick-
lungshilfe gestrichen) und das die Klima-
ziele auch durch die Anwendung der Fle-
xiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls
erreicht werden können. Neben diesen
Kürzungen wurden Energiesteuern für die
Industrie gesenkt und die Garantiepreise
für Strom aus erneuerbaren Energien her-
abgesetzt. 

Nach diesen vorschnellen Kürzungen
von Programmen zur Förderung der er-
neuerbaren Energien war es wiederum

eine Überraschung, dass die dänische
Regierung sich auf dem Weltgipfel für
Nachhaltige Entwicklung in Johannes-
burg so stark für die erneuerbaren Ener-
gien einsetzte. Als Inhaberin der EU-Prä-
sidentschaft spielte die dänischen Regie-
rung eine führende Rolle bei den Ver-
handlungen über festgelegte Ziele zum
Anteil erneuerbarer Energien. Als sich
abzeichnete, dass diese Gespräche nicht
zu den gewünschten Ergebnissen führen
würden – nämlich einem globalen Aus-
bauziel für den Anteil erneuerbarer Ener-
gie – engagierte sich Dänemark bei den
Vorbereitungen zu einer Erklärung für Er-
neuerbare Energie, der allein in Johan-
nesburg 70 Länder zustimmten.

Konsequenzen für Dänemark?
Jetzt, einige Zeit nach Johannesburg,

stellt sich die offensichtliche Frage, ob die
positive Einstellung der dänischen Regie-
rung auf dem Weltgipfel überhaupt ir-
gendeinen Effekt auf die Entwicklungen in

Dänemark haben wird. Wenn man den
Staatshaushalt für 2003 anschaut, deutet
ein geringfügiger Anstieg des Budgets für
Energie-Forschung an, das die Regierung
ihre Kürzungen von 2002 vielleicht doch
für ein kleines bisschen zu hochgegriffen
hält.

Der wirkliche Test kommt aber erst am
Ende des Jahres, wenn der neue Natio-
nale Klima-Aktionsplan von der Regie-
rung herausgegeben wird. 

Bisher hat die Regierung nur minimale
Informationen über den Plan veröffent-
licht. Unglücklicherweise gibt es keine
Anzeichen dafür, dass Dänemarks deutli-
cher Einsatz für erneuerbare Energie
beim Weltgipfel zu Verbesserungen im ei-
genen Land führen wird.

Gunnar Boye Olesen

Der Autor ist Referent für Europäische Angelegenheiten
in der dänischen Organisation für Erneuerbare Energi-
en und Koordinator des Internationalen Netzwerks für
Nachhaltige Energie

Dänemark – 
der frühere Vorreiter bei Erneuerbaren Energien
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Wenn Rot-Grün das schafft, was sich
die beiden Parteien laut Koalitions-
vereinbarung vorgenommen haben,
wird Deutschland am Ende dieser
Legislaturperiode energiepolitisch ei-
nige weitere wichtige Schritte im
Rahmen der notwendigen Energie-
wende zurückgelegt haben.

Die Koalitionsvereinbarung verspricht
im wesentlichen eine Fortführung der

Energiepolitik der letzten Legislaturperi-
ode, die vor allem im Bereich der neuen
erneuerbaren Energien sehr erfolgreich
war; genau hier werden auch weitere
konkrete Ausbauziele und Instrumente
genannt. Dennoch werden – geht es nur
nach der Koalitionsvereinbarung – we-
sentliche Elemente einer Energiewende in
der Energiepolitik bis 2006 noch nicht
konsequent genug angegangen sein. Hier
sind während der Legislatur noch wichti-
ge Nachbesserungen notwendig. Dies gilt
insbesondere für die Bereiche Atomaus-
stieg und Energieeffizienz. 

Weiterer Ausbau regenerativer Energien
Konkret ist auf der Positiv-Seite zu ver-

buchen, dass der in der letzten Legislatur-
periode eingeleitete Ausbau der neuen
erneuerbaren Energieträger (regenerati-
ve Energien – REG) weiter vorangetrieben
wird. Es ist zu erwarten, dass es in einer
Novelle des Erneuerbare Energien Geset-
zes (EEG) zu einer gewissen Anpassung
der Fördersätze kommen wird. Vereinzel-
te Stimmen aus dem Bundesumweltmini-
sterium (BMU) verursachen dabei aller-
dings Bauchschmerzen, wenn – wie kürz-
lich von einem BMU-Ministerialen auf ei-
nem Abfallkolloquium geäußert – darü-
ber nachgedacht wird, den biogenen An-
teil von Siedlungsabfall bei der Müllver-
brennung oder in der industriellen Cover-
brennung durch das EEG förderfähig zu
machen. Dies würde das EEG nachhaltig
diskreditieren und sich kontraproduktiv
auf die eingeleitete Energiewende aus-
wirken. 

Begrüßenswert ist dagegen, dass beim
Ausbau von REG für das Marktanreizpro-
gramm außerdem eine konkrete Fortent-
wicklung festgeschrieben wird. Neben
den zur Verfügung stehenden Finanzmit-
teln, die den Branchen der erneuerbaren
Energien Kontinuität und Sicherheit bie-

ten wird, ist vor allem auch die erfreuliche
Steigerung derselben sehr positiv zu ver-
merken.

In der Koalitionsvereinbarung ist darü-
ber hinaus eine ausdrückliche Förderung
auch der regenerativen Wärme, die im
EEG nicht berücksichtigt ist, vorgesehen. 

Die Bereitstellung von Wärme besitzt
derzeit am gesamten Energieverbrauch in
Deutschland einen Anteil von rund 57%.
Dieser Wärmebedarf wird wiederum mit
54% vom Raumwärmebedarf dominiert.
Derzeit kommen im Wärmemarkt noch
vor allem fossile Rohstoffe wie Erdöl und
Erdgas zum Einsatz. Beides begrenzte
Ressourcen mit klimarelevanten Emissio-
nen. Die Förderung regenerativer Wärme
ist daher sowohl unter Umweltschutz-
aspekten als auch hinsichtlich der Not-
wendigkeit der Ressourcenschonung übe-
raus begrüßenswert. 

Welches Instrument zur Förderung ent-
wickelt wird, ist derzeit noch offen. 

Defizite im Bereich Energieeffizienz
Schwachpunkte muss man bei der Be-

urteilung der Koalitionsvereinbarung im
Zusammenhang mit dem Themenkomplex
rationeller Energienutzung / Energieeffi-
zienz (rationelle Energienutzung – REN)
konstatieren. Hier liegen noch enorme
ungenutzte Potentiale verborgen. Gerade
auch für den Arbeitsmarkt könnte hier
durch konsequente Maßnahmen ein
wichtiger Jobmotor angeworfen werden.

Momentan decken die fossilen Energie-
träger Mineralöl, Kohle und Erdgas rund
85 Prozent des deutschen Primärenergie-
verbrauchs. Da das gesetzte Ziel, REG bis
2010 im Vergleich zu 2000 zu verdop-
peln, ungefähr die Verminderung des
Atomstroms durch Auslaufen der Atom-
kraftnutzung kompensieren wird, wird
der Einsatz fossiler Energieträger nur in
dem Maß sinken, in dem der Primärener-
gieverbrauch verringert wird. Daher
benötigen wir – begleitend zum weiteren
Ausbau von REG – in der neuen Legisla-
turperiode eine Offensive im Bereich
REN. Notwendig sind u.a. verstärkte An-
strengungen im Bereich Altbausanierung,
wo ohne Komfortverlust allein durch
Wärmedämmung, Wärmeschutzfenster
und die Umrüstung veralteter Heizungs-
anlagen rund 50% des derzeitigen Ener-
gieaufwandes in diesem Bereich einge-
spart werden könnte, und ein forcierter

Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK), in dem das bedeutendste kurzfri-
stig umsetzbare Potential zur Reduktion
des Primärenergieverbrauchs liegt. 

Angesichts dieser Fakten hätte der Be-
reich der Energieeffizienz in der Koaliti-
onsvereinbarung deutlichere Betonung
erfahren müssen. Über den hochgestimm-
ten Erwartungen in Blick auf den Ausbau
von REG besteht hier leicht die Gefahr,
den für eine zukunftsfähige Energiewen-
de begleitend notwendigen intensivierten
Ausbau des Bereichs REN zu übersehen. 

Zwar begrüßt der BUND ausdrücklich
das vorgesehene Förderprogramm zur
Errichtung von Passivhäusern mit 30.000
Wohneinheiten. Aber die dringend not-
wendige Novellierung der Energieeins-
par-Verordnung (EnEV) ist nicht zu fin-
den. Sie wäre notwendig, um verschärfte
Anforderungen an die Altbausanierung
zu stellen und die Anforderungen an
Neubauten durchgängig auf den wirkli-
chen Niedrigenergiehausstandard anzu-
heben. Niedrigenergiehäuser, die vor
rund zehn Jahren gebaut wurden, unter-
schreiten die Anforderungen der gelten-
den EnEV bereits um 20 bis 30%. Zudem
hätten mit einer Novelle der EnEV
flächendeckend und verpflichtend Ener-
giepässe für alle Gebäude eingeführt
werden müssen. 

Auch im Bereich Kraft-Wärme-Kopp-
lung (KWK) ist die Vereinbarung eher de-
fizitär. Zwar wird nochmals betont, dass
der Ausbau von KWK vorangetrieben
werden soll, aber dabei beruft sich die
Bundesregierung auf die in der letzten Le-
gislaturperiode getroffene Vereinbarung
mit der Industrie und das darauf aufbau-
ende KWK-Gesetz. Angesichts der Tatsa-
che, dass – wie vom Bundesverband
Kraft-Wärme-Kopplung (B.KWK) zu er-
fahren – schon jetzt absehbar ist, dass die
mit dem KWK-Gesetz angestrebten Ziele
beim KWK-Ausbau nicht erreicht, viel-
mehr massiv unterlaufen werden, wäre es
sinnvoll gewesen, das für 2004 vorgese-
hene Monitoring auf 2003 vorzuziehen
und bereits jetzt eine verbindliche Quo-
ten-Regelung zum KWK-Ausbau vorzu-
breiten. 

Regulierung bei Liberalisierung fehlt
Die Liberalisierung der Energiemärkte

in Deutschland vor etwa 4 Jahren wurde
anscheinend als Deregulierung missver-

Energiepolitik in der rot-grünen Koalitionsvereinbarung
Empfehlenswert – mit Einschränkungen
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standen. Wettbewerbsbegründende und
wettbewerbssichernde Regelungen, wie
beispielsweise eine eigentlich notwendige
und überfällige Netzzugangsverordnung
für Strom, wurden vermieden. In der rot-
grünen Koalitionsvereinbarung von 1998
war dagegen noch ein diskriminierungs-
freier Netzzugang durch klare rechtliche
Regelung vorgesehen. 

Die Auswirkungen: Von ehemals acht
Verbundunternehmen sind seit Beginn der
Liberalisierung fusionsbedingt noch vier
übrig geblieben, die sich zu weit mehr als
80% den Kuchen der Stromerzeugung tei-
len – RWE mit 255 Mrd. kWh, E.ON mit
211 Mrd. kWh, EnBW mit 78 kWh und
Vattenfall mit 102 Mrd. kWh. Eine solch
zentralistische Struktur in der Energiever-
sorgung behindert den umweltfreundli-
chen und dezentralen Ausbau von REG
und KWK massiv. Viele kleine und mittle-
re Unternehmen, die zu Beginn der Libe-
ralisierung den Markteintritt versucht ha-
ben, haben schon lange wieder aufgege-
ben. Das Bundeskartellamt bezeichnete
die anfänglich im Zuge der Liberalisie-
rung eingetretenen Strompreissenkungen
bei den großen Energieversorgern als
das Bestreben der marktbeherrschenden
Anbieter, Neueinsteiger vom angestamm-
ten Versorgungsgebiet fernzuhalten.
Gleichzeitig sind die deutschen Netznut-
zungsentgelte nach einem Bericht der EU-
Kommission vom Frühjahr 2002 die
höchsten in der EU.

Aus diesem Grund benötigen wir für
den liberalisierten Strommarkt dringend
eine von Politik und Unternehmen unab-
hängige Regulierungsinstitution, die zum
einen einen diskriminierungsfreien Netz-
zugang gewährleisten und zum zweiten
die Höhe und Struktur der Netznutzungs-
entgelte festlegen muss. 

Daher ist auch das in der Koalitionsver-
einbarung beschriebene Vorhaben der
Bundesregierung, die bereits vorliegende
Energierechtsnovelle (Energiewirtschafts-
gesetz – EnWG) umgehend unverändert
in den Bundestag einbringen zu wollen
als problematisch zu bezeichnen und

nicht zielführend. Denn diese Novelle be-
ruht auf einer Verbändevereinbarung der
großen Energieversorger, in der von einer
Regulierungsbehörde nichts zu finden ist. 

Zudem wird es zum 01.07.2004 auf
Grund einer EU-Richtlinie ohnehin not-
wendig sein, das EnWG erneut zu novel-
lieren, so dass die vorliegende, ungenü-
gende Energierechtsnovelle schon wieder
veraltet ist, bevor sie in Kraft tritt. 

Zähes Auslaufen der Atomenergie
Ceterum censeo können die Regelun-

gen im Bereich Atompolitik nicht uner-
wähnt bleiben. Das AKW Obrigheim, so
war es im „Atomkonsens“ zwischen Bun-
desregierung und Atomindustrie verein-
bart, sollte eigentlich zum 31. Dezember
2002 abgeschaltet werden. Nun wurde
auf Grund einer unsäglichen, während
der „Konsens“-Verhandlungen getroffene
Geheimabsprache zwischen EnBW-Chef
Goll und Bundeskanzler Schröder einer
Strommengenübertragungen von 5,5 Ter-
ra-Watt-Stunden (TWh) vom AKW Phi-
lippsburg 1 auf den Uralt-Meiler in Ob-
righeim zugestimmt, die durch nichts zu
rechtfertigen ist. Zudem hat sie mögli-
cherweise zur Folge, dass in der aktuellen
Legislaturperiode außer dem Atomkraft-
werk Stade kein einziges AKW endgültig
vom Netz gehen wird. 

Bei Obrigheim handelt es sich um das
älteste und kleinste Atomkraftwerk, wel-
ches vom Sicherheitsstandard nicht ein-
mal gegen den Absturz eines Militärflug-
zeugs abgesichert ist. Auch das Notkühl-
system ist nicht ausreichend konservativ
angelegt. Zudem schafft diese Übertra-
gung einen Präzedenzfall: Denn was für
das älteste und sicherheitstechnisch am
schlechtesten ausgerüstete AKW möglich
ist, muss dann auch für andere AKWs
möglich sein. 

Wenn sich solche Regelungen hinter
den Worten der Koalitionsvereinbarung
verbergen, dass die „Vereinbarung nach
Geist und Inhalt konsequent umgesetzt“
wird, muss man sich wohl noch auf eini-
ges gefasst machen. 

Konsequenzen, die sich aus dem 
11. September 2001 für die Nutzung der
Atomkraft ergäben, werden nicht er-
wähnt, obwohl die am 17. September 01
von Bundesumweltminister Trittin bei der
Reaktor-Sicherheits-Kommission (RSK) in
Auftrag gegebene Studie zur Sicherheit
deutscher Atomkraftwerke in den näch-
sten Monaten fertiggestellt sein und er-
hebliche Auswirkungen auf den Betrieb
der Atomkraftwerke haben müsste. 

Gleichzeitig fehlen Maßnahmen, die
den Preis für Atomstrom auf eine realisti-
schere Ebene angehoben hätte. So fehlt
noch immer eine Besteuerung von Kern-
brennstoff analog zur Besteuerung von Öl
und Gas in Kraftwerken. Ebenso wäre es
notwendig gewesen, die Steuerfreiheit für
Atomrückstellungen aufzuheben. 

Auch die Formulierungen, die in der
Koalitionsvereinbarung im Zusammen-
hang mit der Finanzierung der weiteren
Endlagersuche zu finden sind, lassen für
den weiteren Prozess nichts Gutes vermu-
ten. Hier „strebt die Bundesregierung eine
Verständigung mit den Energieversor-
gungsunternehmen an, die deren Verant-
wortung als Abfallverursacher gerecht
wird“, um die Finanzierung der weiteren
Endlagersuche zu klären. Was passiert,
wenn sich die Energieversorgungsunter-
nehmen – wie bereits angekündigt – wei-
gern, eine weitere Endlagersuche zu fi-
nanzieren, wird nicht erörtert. 

Die einzige erfreuliche Entwicklung im
Atombereich ist die Ankündigung, dass
die staatliche Förderung der Entwicklung
von nuklearen Techniken zur Stromerzeu-
gung beendet werden soll. Eigentlich
müsste diese Ankündigung zur Beendi-
gung der Kernfusionsforschung führen,
die seit nunmehr 50 Jahren relativ un-
fruchtbar geblieben ist. Die hier freiwer-
denden Mittel wären nach Ansicht des
BUND sinnvoll in die Forschung für REG
und REN zu investieren.

Aber angesichts der Haushaltslöcher
werden sie wohl in anderen Abgründen
verschwinden. Walter Jungbauer

Der Autor ist Referent für Energiepolitik beim BUND
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Die Förderung der Erneu-
erbaren Energien gehört zu
den wichtigsten und erfol-
greichsten Aktionsfeldern
der rot-grünen Bundesre-
gierung seit ihrem Amtsan-
tritt 1998. Die Energiege-
winnung aus Windenergie
und Wasserkraft, Sonnen-
strahlung, Erdwärme und
Biomasse vereint dabei ei-
ne Vielzahl von Vorteilen
in sich und dient der Um-
setzung verschiedener
Strategien: Dazu zählen
die Erreichung der nationa-
len und internationalen
Klimaschutzziele ebenso
wie deren friedens- und
entwicklungspolitischer
Beitrag. National treiben
vor allem der Atomausstieg
(„wer aussteigt, muss auch
sagen wo er einsteigt“)
und technologie- und indu-
striepolitische Überlegun-
gen die Markteinführung
der Erneuerbaren Energien an.

Zahlreiche Förderprogramme und ins-
besondere das Erneuerbare Energien-

Gesetz (EEG) haben eine dynamische
Entwicklung aller erneuerbaren Energie-
technologien begünstigt. Die teilweise ex-
ponentiellen Zuwachsraten wurden je-
doch – von im Vergleich mit dem eu-
ropäischen Durchschnitt – sehr niedrigen
Niveau aus erreicht. Gleichwohl ist die
Bundesrepublik bei der Markteinführung
vor allem bei den „neuen“ Erneuerbaren
Energien Windenergie und Photovoltaik
weltweit führend, wofür vor allem private
Initiative und Investitionsbereitschaft ver-
antwortlich sind.

Die mit dem EEG bereits umgesetzte
EU-Richtlinie zur Förderung der Erneuer-
baren Energien  wurde von der Bundes-
regierung nicht nur begrüßt, sondern an
wichtigen Punkten aktiv mitgestaltet. Dies
gilt insbesondere für die Wahl der Instru-
mente, die den Mitgliedstaaten bis
2006/2010 freigestellt ist. Diese sollen
dann auf der Basis der vorliegenden Er-
fahrungen und ihres Erfolges bei der Er-
reichung des Verdoppelungszieles der EU
bewertet werden. Das vor allem in

Deutschland und Spanien bewährte Mo-
dell einer kombinierten Abnahme- und
Vergütungspflicht zeigt dabei aber bereits
heute seine eindeutige Überlegenheit
über Quoten- und Zertifikatsmodelle.

Die Deutsche Energie-Agentur (dena)
Um einen Beitrag zur Umsetzung der

neuen Energiepolitik zu leisten und den
bislang vernachlässigten Bereich der En-
ergieeffizienz zu beleben, hat die Bun-
desregierung im Herbst 2000 die Deut-
sche Energie-Agentur (dena) als Kompe-
tenzzentrum für Energieeffizienz und Er-
neuerbare Energien mit Sitz in Berlin ge-
gründet. Ihre Gesellschafter sind die Bun-
desrepublik Deutschland – vertreten
durch die Bundesministerien für Wirt-
schaft und Arbeit (BMWA), Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (BMU) so-
wie Bauen, Wohnen und Verkehr (BM-
VBW) – und die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW). Die dena hat im Januar
2001 ihren Geschäftsbetrieb aufgenom-
men und beschäftigt derzeit (Herbst
2002) 40 Energie-ExpertInnen in den Ge-
schäftsfeldern Klimaschutz und nachhalti-
ge Entwicklung, Erneuerbare Energien,
Rationelle Energienutzung im Elektrizi-

tätssektor und Gebäudesektor so-
wie der Internationalen Zusam-
menarbeit. Die Finanzierung er-
folgt zur Hälfte aus öffentlichen
Mitteln.

Die dena initiiert, koordiniert
und moderiert – national und in-
ternational – Programme und Pro-
jekte zur Steigerung der Energie-
effizienz im Strom- und Wärme-
bereich und zur Nutzung Erneuer-
barer Energien. Sie richtet sich an
Fachakteure (Wirtschaft, Indu-
strie, Verbände, Behörden, Hand-
werk) und informiert Endverbrau-
cher über allgemeine Energiethe-
men, Klimaschutz sowie Anwen-
dungs- und Fördermöglichkeiten
(Energie-Hotline 08000 736 734;
solare hotline 01802 – 000870). 

Der Bereich Erneuerbare Energi-
en in der dena

Ziel der dena ist mit ihrem
know-how dazu beizutragen,
dass das nationale und das EU-
Ziel zur verstärkten Nutzung Er-
neuerbarer Energien bis 2010
mindestens erreicht, wenn nicht

sogar übertroffen wird. 
Die Erreichung der Ziele hängt im we-

sentlichen von der zukünftigen Ausgestal-
tung der politischen Rahmenbedingungen
ab. Wenn die gegenwärtige Dynamik der
Marktentwicklung beibehalten werden
kann – und dafür sind die geschaffenen
Rahmenbedingungen von ausschlagge-
bender Bedeutung – wird auch die Zieler-
reichung gemäß der EU-Richtlinie kein
wesentliches Problem darstellen. In die
Gestaltung der Rahmenbedingungen
bringt sich die dena auch auf europäi-
scher Ebene mit ihrem Wissen ein und
bildet ein wichtiges Bindeglied zwischen
Politik und Verbänden. 

Zentral wird am Anfang dieser Legisla-
turperiode die Novellierung des EEG
(Höhe der Vergütungssätze in den ver-
schiedenen Technologien und Leistungs-
klassen, Fristen im Offshore-Wind-Be-
reich, Auslaufen des 100.000-Dächer-
Programmes für Photovoltaik, Kosten
Netzausbau etc.) und die weitere Ent-
wicklung der Förderprogramme bzw. ei-
nes Gesetzes für den regenerativen Wär-
mebereich sein. 

Von besonderer Bedeutung ist auch die
Erschließung der enormen Potenziale

Die Arbeit der Deutschen Energie-Agentur
Von der EU-Richtlinie in die deutsche Praxis
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(3.000 MW bis 2010 und  25.000 MW
bis 2025) der Windenergie auf hoher
See („offshore“). Hier berät die dena das
Bundesumweltministerium und koordi-
niert die Herausforderungen rund um den
Aufbau der Offshore-Windnutzung sowie
um den Transport des Stroms an Land.
Für die Realisierung der Potenziale sind
Informationen zu bündeln, Akteure zu
vernetzen, zu beraten und zu moderie-
ren. So werden in Arbeitskreisen und Stu-
dien alle relevanten Probleme (u.a.
Bund/Länder-Abstimmung; Studien zu
Stromnetzen und Logistik, Moderation zur
naturschutzverträglichen  Netzanbindung
etc.) bearbeitet.

Initiative „Solarwärme plus“
Große Potentiale der Erneuerbaren En-

ergien liegen jedoch auch im Wärmebe-
reich. Seit Anfang Juli bietet die von der
dena geleitete Kampagne “Solarwärme
plus“ über Internet und eine Telefon– und
Fax-Hotline-Nummer Informationen zum
Thema Solarwärmenutzung. Neben die-
sen aktuellen Informations-Aktivitäten lau-
fen die Vorbereitungen für eine neue,
groß angelegte Marketingkampagne zu-
sammen mit den Kooperationspartnern –
den Fachverbänden der Solarbranche,
des Handwerks und der Ruhrgas AG - ab
Frühjahr 2003. Hausbesitzer und Hand-
werker werden auf Potenziale und För-
dermöglichkeiten für Solarthermie auf-
merksam gemacht. Für die Marketing-
kampagne wurden Zielgruppen festgelegt
und Hemmnisse identifiziert, die nun
durch zielgruppen-spezifische Informatio-
nen überwunden werden sollen. Mittelfri-
stig will die Initiative dazu beitragen, ei-
nen von staatlichen Zuschüssen unabhän-
gigen Markt zu schaffen.

„Dachkampagne“ Erneuerbare Energien 
Informationsdefizite in Bezug auf Er-

neuerbare Energien existieren jedoch bei-
nahe in jeder Hinsicht. Die dena wird da-
her 2003 in Kooperation mit den Fach-
verbänden, der Wirtschaft und mit Unter-
stützung des BMU eine Informations- und
Akzeptanzkampagne Erneuerbare Ener-
gien starten. Ziel ist die vertiefte Informa-
tion über und die Akzeptanzsteigerung
für Erneuerbare Energien in der Öffent-
lichkeit. Über vielfältige Elemente soll die-
se Kampagne die Bedeutung der Erneu-
erbaren Energien für die zukünftige Ener-
gieversorgung verdeutlichen.

Clean Energy Partnership (CEP)
Im Verkehrsbereich sind die Erneuerba-

ren Energien bislang am wenigsten ver-
treten. Um dem entgegenzutreten hat die
Bundesregierung die Clean Energy Part-
nership Berlin (CEP) ins Leben gerufen.
Sie ist ein Teilprojekt der Nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie und soll schon
Ende des kommenden Jahres mit der
Eröffnung einer ersten öffentlichen sola-
ren Wasserstofftankstelle (in Berlin) ein
neues Kapitel in der Verkehrs- und Ener-
giewirtschaft aufschlagen. Die dena leitet
den Steuerungskreis der CEP, in dem eine
Reihe renommierter Unternehmen der
Mobilitäts- und Energiewirtschaft vertre-
ten sind und vom BMVBW unterstützt
werden. Ziel des Demonstrationsprojektes
ist es, den sicheren und wirtschaftlichen
Einsatz von Wasserstoff aus regenerati-
ven Energien im Straßenverkehr praxis-
nah zu testen und öffentliche Anschau-
ungsmöglichkeiten zu schaffen. Die CEP
soll damit deutschland-, EU- und weltweit
Signalwirkung für Wirtschaft und Politik
haben.

Exportinitiative Erneuerbare Energien
Das Wachstum der Erneuerbaren Ener-

gien-Branche in Deutschland und ihre
technologische Spitzenstellung ermöglicht
inzwischen zunehmend Aktivitäten auf
europäischen und anderen internationa-
len Märkten. Dies ist angesichts des
wachsenden Energiebedarfs der Welt ein
produktiver Beitrag zum Klimaschutz und
für Beschäftigung in Deutschland und
weltweit. Viele Unternehmen sind aller-
dings noch nicht in der Lage, diese Auf-
gabe alleine zu bewältigen. Daher haben
die Bundestagsfraktionen im Juni 2002
die Einrichtung einer Exportoffensive Er-
neuerbare Energien beschlossen, die in
der dena angesiedelt ist. 

In vielen Entwicklungs- und Schwellen-
ländern bestehen hervorragende Stan-
dortbedingungen für Erneuerbare Energi-
en. Damit bietet sich die große Chance,
dezentrale Energiesysteme auf Basis Er-
neuerbarer Energien aufzubauen und ei-
nen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung
zu leisten. Die Initiative will die Er-
schließung internationaler Märkte für
Hersteller Erneuerbarer Energie-Techno-
logien verbessern. Dafür vermittelt die de-
na zwischen nationalen und internationa-
len Institutionen, vernetzt bestehende Pro-

jekte, Verbände und Akteure, erarbeitet
sinnvolle Ergänzungen zu den bestehen-
den Aktivitäten bzw. richtet diese an neu-
en Erfordernissen aus. Die Unternehmen
erhalten z.B. relevante Exportinformatio-
nen, internationale Kontaktadressen und
Unterstützung für ihren Auftritt auf inter-
nationalen Fachmessen. In Kürze wird
das Internet-Portal www.exportinfo-
erneuerbare-energien.de freigeschaltet,
in dem länder- und technologiespezifi-
sche Informationen zum Export Erneuer-
barer Energien bereitgestellt werden.

Durchführung von
Veranstaltungen/Konferenzen

Um einen vertieften Meinungsaustausch
zu ermöglichen und den Stand des Fach-
wissens zu bündeln ist es darüber hinaus
sinnvoll, im regelmäßigen Abstand in den
verschiedenen Themenfeldern Konferen-
zen bzw. Veranstaltungen durchzuführen.
So hat die dena gerade erst eine Konfe-
renz über die „Perspektiven für die Strom-
versorgung der Zukunft“ durchgeführt, in
dem es um die vielfältigen Aufgaben bei
der Umstrukturierung der Stromnetze
durch wachsende Anteile Erneuerbarer
Energien (insbesondere der Offshore-
Windnutzung)  und dezentrale Techniken
wie Brennstoffzellen/Mikrogasturbinen
ging.

Zu großen Teilen in Händen der dena
soll auch die Vorbereitung der von Bun-
deskanzler Gerhard Schröder beim
Nachhaltigkeitsgipfel in Johannesburg
angekündigte Weltkonferenz Erneuerba-
re Energien liegen, die für Ende 2003 /
Anfang 2004 geplant ist. Neben der
Konzeptentwicklung spielt die Koordinati-
on der beteiligten Ministerien, Verbände
und Unternehmen eine große Rolle. Um
diese Konferenz zu einem echten Event zu
machen, sind auch originelle Ideen bei
der Öffentlichkeitsarbeit und die breite
Beteiligung nationaler und internationaler
Nicht-Regierungsorganisationen gefragt.

Markus Kurdziel

Der Autor ist Bereichsleiter Regenerative Energie der
Deutschen Energie-Agentur

Kontakt:
Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena), Chausseestr.
128a, 10115 Berlin, fon: +49 (0)30 / 72 61 65 6-0,
fax: +49 (0)30 / 72 61 65 6-99
kurdziel@deutsche-energie-agentur.de, www.deutsche-
energie-agentur.de; www.thema-energie.de; 
www.offshore-wind.de; www.solarwaerme-plus.info  
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Im Laufe des letzten Jahrzehnts hat
sich die Windenergie von einer oft-
mals belächelten Nischentechnolo-
gie zu einer ernstzunehmenden Al-
ternative in der Stromerzeugung
entwickelt. Mit einem durch-
schnittlich Zubau von mehr als 30
Prozent pro Jahr – seit Mitte der
neunziger Jahre – hat die Windkraft
mittlerweile die höchsten Wachs-
tumsraten aller Energieträger. 

Auch die absoluten Zahlen sind beein-
druckend: 7.000 Megawatt (MW)

Zubau in 2001, womit im dritten Jahr in
Folge der weltweite Zubau an Kernkraft
übertroffen wurde. Die installierte Wind-
kraftleistung hat Ende 2001 annähernd
25.000 Megawatt erreicht, davon mehr
als zwei Drittel in der EU und über 30
Prozent allein in Deutschland (siehe
Abb.1)

Die Windenergie hat sich eindeutig als
Vorreiterin unter allen erneuerbaren En-
ergien etabliert. Durch das rasante
Wachstum der letzten Jahre konnten in
kürzester Zeit deutliche Kostensenkungs-
potentiale und massive technologische
Verbesserungen realisert werden.

Inzwischen vergeht kaum noch eine na-
tionale oder internationale Konferenz
zum Thema Klima, Energie oder Umwelt,

bei der nicht über Windenergie diskutiert
wird. Auch in Johannesburg stand die
Windenergie an vorderster Front bei vie-
len Diskussionen zum Thema nachhaltige
Energieversorgung.

Der boomende Windenergiesektor hat
in jüngster Zeit auch die Aufmerksamkeit
traditioneller Unternehmen aus der Ener-
giewirtschaft auf sich gezogen. 

Große multinationale Unternehmen wie
Shell und andere haben begonnen, sich
in diesem Sektor zu engagieren. Der Ein-
tritt von General Electric in den Bereich
der Windkraftanlagenhersteller markiert
ganz besonders deutlich, dass die Win-
dindustrie den Kinderschuhen entwach-
sen ist.

Gründe für die verstärkte Nutzung der
Windkraft 

Der wesentliche Antrieb für den massi-
ven Ausbau der Windenergie liegt in fol-
genden Gründen: 

❑Die dringende Notwendigkeit zur
Bekämpfung des Klimawandels;

❑Sicherheit der Energieversorgung, d.h.
Verringerung der Abhängigkeit von En-
ergieimporten bzw. von endlichen fos-
silen Energieträgern; 

❑Schaffung lokaler (regionaler) Arbeits-
plätze sowie neuer Möglichkeiten für
regionale Entwicklung und Kohäsion. 

Mehr und mehr Länder wie auch Unter-
nehmen kommen zur Einsicht, dass die
Treibhausgasemissionen entscheidend re-
duziert werden müssen, um den dramati-
schen Klimawandel und andere Umwelt-
katastrophen zu vermeiden bzw. zu mil-
dern, so z.B. die Überflutungen in Mittel-
und Osteuropa im August 2002. Wind-
energie bietet sich dabei als Energiequel-
le an, die nicht nur Kohlendioxidemissio-
nen – das wichtigste Treibhausgas – ver-
meidet sondern auch keine der anderen
Risiken in sich birgt, die ansonsten mit
konventioneller fossiler oder atomarer En-
ergieerzeugung verbunden sind.

Ebenso wichtig sind die neuen Beschäf-
tigungsperspektiven, mit der die Nutzung
der Windenergie einhergeht. Dies lässt
sich besonders gut in den Randregionen
Dänemarks, im Norden Deutschland und
Spaniens nachweisen. Insgesamt sind be-
reits deutlich mehr als 60.000 Personen
in dieser jungen Industrie in Europa be-
schäftigt. Über 90 Prozent der globalen
Windkraftanlagenproduktion kommt aus
Europa, und fast drei Viertel des globalen
Windstrommarkets.

Europäische und internationale Politik
zum Ausbau der Windenergie

Ausgehend vom  1997 verabschiede-
ten Kyoto Protokoll, wurden mittlerweile
eine Reihe von Zielen zur Verringerung
von Treibhausgasen auf nationale bzw.
regionale Ebene herunter gebrochen. So
hat sich die EU verpflichtet, die CO2
Emissionen zwischen 2008 und 2012 um
8 Prozent zu reduzieren, verglichen mit
dem Niveau von 1990.

Als direkte Folge dieser CO2-Redukti-
onsverpflichtungen hat die EU Ziele für
den Ausbau erneuerbarer Energien bis
2010 formuliert, u.a. 40.000 MW für
Windenergie. Die Windindustrie selbst
erwartet mindestens 60.000 MW instal-
lierte Leistung bis 2010. Bis zum Ende
diesen Jahres werden bereits mehr als ein
Drittel davon, über 20.000 MW in der
EU installiert sein. Ende 2001 wurden
4.500 MW Windkraftleistung in Europa
zugebaut, und für 2002 wird eine weite-
re Steigerung um 20-30 Prozent erwar-
tet.

Erfolgsstories
Damit die oben beschriebenen Ziele er-

reicht werden, haben viele – aber noch
lange nicht alle – Regierungen in Europa

Winds of Change 
Windenergie wird zu ernstzunehmender Alternative in der Stromerzeugung

Abb. 1: Entwicklung der installierten Windenergieleistung weltweit und in Europa
(1990-2001)
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und anderswo eine Vielzahl von Markt-
einführungshilfen entwickelt. Diese rei-
chen von Umweltprämien je produzierter
Kilowattstunde über fest definierte Ein-
speisevergütungen bis hin zu Verpflich-
tungen für Stromversorger, einen be-
stimmten Mindestanteil ihres Stromange-
botes aus erneuerbaren Energien zu
decken.

Wichtige Erfolgsstories für Windener-
gie waren im vergangenen Jahrzehnt
Deutschland, Spanien und Dänemark
(Europa), die USA (Amerika) sowie Indi-
en als Vertreter der Enticklungsländer. Al-
lein Deutschland zeichnet für die Hälfte
der Europäischen Windkraftleistung ver-
antwortlich. Ein ganz neuer Markt ent-
steht in der Offshore-Nutzung der Wind-
energie. Mehr als 20.000 MW sind be-
reits in den Meeren Nordeuropas ge-
plant.

Die EU Richtlinie zur Förderung der Er-
neuerbaren Energien vom September
2001 ist ein weiterer Anreiz zu einem
nachhaltigen Ausbau der Windenergie in
der EU. Die Richtlinie hat das Ziel, den
Anteil erneuerbarer Energien in der
Stromerzeugung bis 2010 von 14 auf 22
Prozent auszubauen.

Weltweites Potential für Windenergie
und Anteil an der Stromversorgung

Das mittelfristige Wachstumspotential
der Windenergie in Deutschland, Europa
und weltweit (bis 2010) ist in der folgen-

den Grafik dargestellt (Abb. 2), die auf
einer kürzlich veröffentlichten Studie des
Deutschen Windenergie-Instituts (DEWI)
beruht, die im Auftrag der Hamburg Mes-
se für die Industriemesse Wind Energy
2002 erstellt wurde. Darin wird deutlich,
dass mittelfristig (ab 2005) ein wesentli-
cher Wachstumsimpuls von Ländern
außerhalb der EU kommen wird.

Eine Reihe von Studien bestätigen ein-
deutig, dass das globale Windpotential
extrem hoch und fast gleichmäßig über
nahezu alle Regionen und Länder der Er-
de verteilt ist. Das gesamte technische Po-
tential wird auf 53.000 Terawattstunden
(TWh) pro Jahr geschätzt. Dies ist mehr
als das Doppelte des gesamten geschätz-
ten Stromverbrauchs im Jahr 2020. An
einem Mangel an Ressourcen wird die
künftige Entwicklung also nicht scheitern.
So gibt es allein in Europa genügend
Windressourcen, um mindestens 20 Pro-
zent des gesamten Stromverbrauchs in
2020 zu decken, insbesondere wenn das
Offshore-Potential berücksichtigt wird. 

Bei näherer länderspezifischer Analyse
wird oftmals ein deutlich höheres Wind-
potential festgestellt, verglichen mit einer
allgemeinen Potentialanalyse. In Deutsch-
land hat z.B. das Bundeswirtschaftsminis-
terium errechnet, dass das nutzbare Win-
denergiepotential tatsächlich fünf Mal
höher ist als in einer Studie von 1993 für
die OECD-Länder kalkuliert wurde. 

12 Prozent Windstrom weltweit bis
2020

Eine aktuelle Studie mit dem Titel
„Wind Force 12” - sie wurde der Öffent-
lichkeit im Mai 2002 von EWEA (Eu-
ropäische Windenergievereinigung) und
Greenpeace International auf dem Vorbe-
reitungstreffen für Johannesburg in Bali
vorgestellt - weist eindeutig nach, dass
ein weltweiter Windstromanteil von 12
Prozent bis 2020 durchaus möglich ist.1

Das entspricht ca. 3.000 TWh Windstrom
im Jahr 2020, basierend auf einem Bu-
siness-As-Usual Szenario der Internatio-
nalen Energie-Agentur, die für 2020 ei-
nen weltweiten Stromverbrauch von
25.800 TWh/Jahr erwartet.

Entscheidende Voraussetzung zur Um-
setzung dieser eindrucksvollen Potentiale
- und der damit verbundenen positiven
Nebeneffekte - sind entsprechende politi-
sche Rahmenbedingungen auf nationaler
und internationaler Ebene. Insbesondere
international müssen die politischen Wei-
chen so gestellt werden, dass auch in den
Entwicklungs- und Schwellenländern ein
massiver Ausbau der Windenergie in den
nächsten Jahren möglich wird. Dies erfor-
dert nicht nur eine „Coalition of the wil-
ling”, wie es die EU-Umweltkommissarin
Margot Wallström in Johannesburg for-
mulierte, sondern auch die Entwicklung
von Finanzierungsinstrumenten, die den
Bedürfnissen der Branche angepasst sind.

Andreas Wagner 

Der Autor ist Director Government & Regulatory Affairs
bei GE Wind Energy und Vice President der EWEA
(European Wind Energy Association)

Kontakt: 
GE Wind Energy
Holsterfeld 16
48499 Salzbergen,
Tel.: 05971-980-1560, Fax: -2560
E-mail: andreas_wagner@ps.ge.com

EWEA, European Wind Energy Association, 
26 rue du Trone, 
B - 1000 Brüssel, 
Tel: 0032-2-546 19-40, Fax: -44, 
E-mail: ewea@ewea.org, Internet: www.ewea.org

1 EWEA/Greenpeace International (Hrsg.). Wind Force
12 - A Blueprint to Achieve 12% Of The World’s Elec-
tricity From Wind Power By 2020.

Abb.2 Prognose der installierten Windkraftleistung bis 2010
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Am 26. November führten das
Wuppertal Institut, das Forum Um-
welt & Entwicklung und German-
watch den Workshop ”Der Emissi-
onshandel als klimapolitisches In-
strument in der Diskussion” durch. 

Ziel dieser Veranstaltung war es zum ei-
nen, Informationen über diese schwie-

rige Materie anzubieten und auszutau-
schen. Aber auch konkrete Absprachen
bezüglich eines weiteren gemeinsamen
Vorgehens der Umweltverbände sollten
getroffen werden.

Sehr wahrscheinlich wird am 10. De-
zember im EU-Ministerrat über die An-
nahme einer Richtlinie für einen EU-wei-
ten Emissionshandel in Brüssel entschie-
den. Damit wäre der Grundstein für die
Implementierung dieses neuen klimapoli-
tischen Instruments gelegt. 

Christoph Bals (Germanwatch) gab ei-
ne allgemeine Einführung in die Thematik
des Emissionshandels. Er schilderte zu-
dem  die Haltung verschiedener deutscher
Unternehmensgruppen zur Emissionshan-
delrichtlinie. Der aktuelle Entwurf der EU-
Richtlinie zum Emissionshandel wurde
von Tilman Santarius (Wuppertal Institut)
skizziert.  Matthias Seiche (BUND) refe-
rierte über den Standpunkt der deutschen
NROs zum Richtlinienentwurf. 

Der Emissionshandel als sinnvolles In-
strument

Im zweiten Teil des Workshops bildete
der freie Gedankenaustausch den
Schwerpunkt, der durch Kurzimpulse und
Statements der Referenten bereichert wur-
de. Zusätzlich wurden Konfliktmöglichkei-
ten und Probleme, aber auch Chancen im
Zusammenspiel zwischen einem Emissi-
onshandel und der Regelungen bezüglich
Kraftwärmekopplung, der Ökologischen
Steuerreform und Integrierter Ressourcen-
planung  aufgezeigt.  Sonja Butzengeiger
(HWWA) ging in ihrem Vortrag auf den
Emissionshandel und seine möglichen
Auswirkungen auf das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) ein.

In der Diskussion wurde betont, dass
der Emissionshandel als Instrument weder

einfach als gut noch einfach als schlecht
zu bewerten sei. Es komme auf seine Aus-
gestaltung an, da das Emissionshandels-
system immerhin 46% der EU-weiten
CO2-Emissionen abdecken wird.

Grundsätzlich unterstützen NROs den
unternehmensbezogenen Handel (Cap &
Trade) trotz einiger bestehenden
Schwächen der gegenwärtigen Version
der europäischen Richtlinie. Ein Cap &
Trade Handel stellt einen Anreizmecha-
nismus dar, welcher besonders Vorreiter
belohnen kann. Er bietet zusätzlich eine
größtmögliche ökologische Genauigkeit
bei der Umsetzung von Klimaschutzzie-
len. Wesentlich problematischer wurde
der projektbasierte Emissionshandel ge-
sehen (CDM und JI). 

Emissionshandel als nur ein Instrument 
Es wurden Bedenken geäußert, dass

der Handel mit Emissionen ohne Begleit-
maßnahmen einen indirekten Anreiz für
Kernenergie entwickeln könnte. Zusätz-
lich müsse gewährleistet werden, dass
dem Emissionshandel vergleichbare
Maßnahmen für andere Sektoren, z.B.
den Transport- und Verkehrsbereich, in
der EU- Richtlinie gefordert werden. Es
bedarf also einer Kombination der CO2-
Reduzierung mit dem Weiterausbau der
Ökologischen Steuerreform, mit dem
Atomausstieg und mit der Förderung der
Erneuerbaren Energien (EEG), wie auch
mit der Kraftwärmekopplung. Gerade die
Ökosteuer und das EEG seien unentbehr-
liche Klimaschutzinstrumente, wo wurde
konstatiert. Der Emissionshandel sei nur
als ein Instrument im Konzert dieser In-
strumente sinnvoll. Der zu verhandelnde
EU- Richtlinienvorschlag überlässt es den
einzelnen Staaten, welchen Anteil ihrer
Kyoto-Verpflichtung sie dem Unterneh-
menssektor zuteilen. 

Diese Richtlinie intendiert trotz des Wi-
derstandes der Umweltverbände eine
Kombination des Cap & Trade Systems
mit projektbasierten Mechanismen. Des-
halb muss man sich auf die Ausgestaltung
einer zweiten, beabsichtigten Richtlinie
speziell zu dieser Thematik konzentrieren.
Nur so können quantitative als auch qua-

litative Kriterien für aus Projekten gene-
rierten Emissionsminderungen etabliert
werden.

Immerhin wird nach dem Richtlinienent-
wurf die freiwillige und branchenbezoge-
ne Selbstverpflichtungserklärung der Un-
ternehmen in eine konkrete Unterneh-
menspflicht umgewandelt. Auf dem
Workshop wurde auch noch der aktuelle
Vorschlag der deutschen Regierung für ei-
nen Zwangspool für die deutsche Indu-
strie diskutiert und als äußerst kritisch ver-
worfen. Dieser würde die Unternehmen
aus der direkten Verantwortung entlassen
und statt der Vorreiter die Trittbrettfahrer
begünstigen. 

Einigung auf 5 Punkte
Als Ergebnis des Workshops wurden 5

Punkte bezüglich des weiteren Vorgehens
gesammelt. Zum einen verständigte man
sich auf einen gemeinsamen Brief an die
Regierungschefs der EU- Mitgliedsstaa-
ten, welche die Absurdität der von Kanz-
ler Schröder angeregten Poollösung
nochmals aufzeigen soll. Man erhofft sich
so eine positive Beeinflussung der Ver-
handlungen. Des weiteren wird ein weite-
ren Workshop zusammen mit den Erneu-
erbare-Energie-Verbänden initiiert wer-
den. Ziel ist die Ausarbeitung einer ge-
meinsamen Strategie bezüglich des Emis-
sionshandels und der Sicherung des wei-
teren Ausbaus des EEG sowie des Expor-
tes von Erneuerbaren Energieträgern,
auch in Hinblick auf die Konferenz zu Er-
neuerbaren Energien in Bonn (2004). Als
dritter Punkt wurde die Notwendigkeit an-
erkannt, auch auf die Ausgestaltung der
beabsichtigten Richtlinie über die Kriteri-
en des projektbasierten Handels positiv
einzuwirken. In diesem Sinne bedürfen
auch andere Initiativen wie eben der Kli-
maschutzfonds der KfW deutlicher quali-
tativer Kriterien. Als letzten Punkt einigte
man sich auf eine gemeinsame Analyse
nach der Entscheidung der EU über den
Vorschlag der dänischen Ratspräsident-
schaft über den Emissionshandel Mitte
Dezember.

Dominik Bulla 
Der Autor ist derzeit Praktikant bei Germanwatch

AG Klima

Der Emissionshandel als klimapolitisches Instrument 
in der Diskussion

Aus den Arbeitsgruppen
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Es ist eine besondere Rolle, welche
die Europäische Union im Washing-
toner Artenschutzübereinkommen
spielt.  Sie ist zwar nicht selbst Mit-
glied, doch ihre 15 Mitgliedsstaaten
sind es. Allein diese dürfen bei den
Vertragsstaaten-Konferenzen ab-
stimmen. Aufgrund der EU-Bestim-
mungen müssen die Abstimmungen
jedoch einheitlich erfolgen und nur
so, wie dies vorher in den Treffen
der EU-Koordinierung festgelegt
wurde. Dies ist eine Besonderheit,
die es sonst im Rahmen des WA
nicht gibt. Sie hat teilweise große
Auswirkungen auf die Abstim-
mungsergebnisse.

Bei der 12. Vertragsstaatenkonferenz
zum Washingtoner Artenschutzübe-

reinkommen (WA), die vom 3. bis 15.
November 2002 in Santiago de Chile
stattfand, oblag die Koordinierung Däne-
mark, das derzeit die EU-Präsidentschaft
innehat. Die Treffen dazu fanden dreimal
täglich statt, so häufig wie bei keiner WA-
Konferenz vorher. Bei Bedarf wurden
während der Sitzungen weitere spontane
Koordinierungsgespräche geführt. 

Handel mit Elfenbein
In den Abstimmungen über die Wie-

dereröffnung des Elfenbeinhandels wirkte
sich diese Abstimmungsregelung aus Ar-
tenschutzsicht äußerst negativ aus. Bots-
wana, Namibia und Südafrika hatten
drei fast gleichlautende Anträge bezüg-
lich Elefanten vorgelegt. Beantragt wurde
die Möglichkeit, für die Populationen des
jeweiligen Landes den internationalen
Handel mit lebenden Tieren für Natur-
schutzzwecke im Zusammenhang mit Pro-
grammen zur Stützung freilebender Po-
pulationen, zur Vermarktung von Leder
sowie von Elfenbein mit Mengenbe-
schränkungen wieder zu ermöglichen.
Gerade der letztgenannte Punkt führte zu
heftigen Diskussionen, da zahlreiche Na-
turschützer der Meinung sind, es dürfe
keinen legalen Elfenbeinhandel geben,

zumindest solange, bis
eindeutige Herkunfts-
nachweise und strikte
Kontrollen möglich sind.
Es hatte sich in der Ver-
gangenheit immer wieder
gezeigt, dass legaler El-
fenbeinhandel dem ille-
galen Handel und der
Wilderei Tür und Tor öff-
net. Außerdem war eine
Grundbedingung für die
Wiederzulassung von El-
fenbein für den interna-
tionalen Handel nicht 
erfüllt, die bei der 11.
Vertragsstaatenkonferenz
festgelegt worden war:
Das Monitoring-und Früh-
warn-System MIKE (Mo-
nitoring of Illegal Killing
of Elephants) sollte Ergeb-
nisse als „base line“ vor-
legen. Dieses System
konnte bis heute aber kei-
ne Basisdaten erarbeiten,
die als Grundlage für die
Berechnung oder wenig-
stens Schätzung von Be-
standestrends bei Elefan-
ten dienen könnten. Ohne
ein glaubwürdiges Monitoringsystem ist
jedoch nicht festzustellen, wie sich die mit
der – auch nur beschränkten – Wieder-
eröffnung des Handels zu erwartende Zu-
nahme der Wilderei auf die Elefantenpo-
pulationen auswirkt. Aus diesen Gründen
argumentierten unter anderem die Regie-
rungsdelegationen von Kenia und Indien
heftig gegen die Anträge, denen aber
letztendlich doch stattgegeben wurde.
Hier zeigte sich die bremsende Rolle der
Europäischen Union. Obwohl beispiels-
weise Deutschland klar gegen die Wie-
dereröffnung des Elfenbeinhandels war,
kam es aufgrund einiger Befürworter in-
nerhalb der EU (unter anderem Italien)
dazu, dass die EU-Länder sich in der
Plenar-Abstimmung enthalten mußten.
Dadurch fehlten dem Lager der Antrags-
gegner wertvolle Stimmen, die Befürwor-
ter waren in der Mehrheit. Hätten die EU-

Staaten gegen die Anträge gestimmt,
wären diese gescheitert. Nun können ab
2004 60 Tonnen Rohelfenbein internatio-
nal gehandelt werden. Vermutliches
Hauptabnehmerland ist Japan. 

Immerhin wurden Anträge Simbabwes
und Sambias, die ähnlich lauteten, abge-
lehnt, da die die allgemeine Lage in bei-
den Ländern und speziell die Situation
der dortigen Elefanten nach Meinung der
Mehrheit derzeit nicht die Grundlage und
Gewähr für ein fundiertes „Elefantenma-
nagement“ und Kontrollen des Handels
böten.

Tier- und Pflanzenarten
Erwartungsgemäß waren die Konfe-

renz wie das Interesse der Öffentlichkeit
dominiert von den Anträgen bezüglich
der Elefanten und anderer charismati-
scher Großtierarten, vor allem die bean-

12. Vertragsstaatenkonferenz zum 
Washingtoner Artenschutzübereinkommen
Die besondere Rolle der Europäische Union 

Weitere Berichte
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tragte Herabstufung des Schutzstatus der
Wale sowie die Neuaufnahme von Wal-
hai, Riesenhai und von Mahagoni in An-
hang II. Doch insgesamt waren 60 Anträ-
ge über die Neuaufnahme von handels-
relevanten gefährdeten Tier- und Pflan-
zenarten in die Anhänge I (totales Han-
delsverbot) oder II (Handel nur mit Aus-
fuhrgenehmigung des Herkunftslandes)
beziehungsweise ihre Umstufung aus ei-
nem der beiden Anhänge in den anderen
zu beraten und zu beschließen, ebenso
wie zahlreiche Resolutionen und andere
wichtige Dokumente. 

Durchweg erfreulich waren die Ergeb-
nisse der Abstimmungen zu den übrigen
Arten. Vier hochbedrohte Papageienar-
ten wurden aus Anhang II in die höchste
Schutzkategorie, Anhang I, hochgestuft,
womit ihr Handel unmöglich gemacht ist.
Seepferdchen der Gattung Hippocampus
sowie verschiedene Schildkrötenarten
wurden in Anhang II aufgenommen, wo-
mit endlich zumindest eine Kontrolle des
Handels möglich ist. Seepferdchen spie-
len im Lebendtierhandel nur eine geringe
Rolle, werden aber getrocknet in riesigen
Mengen für die traditionelle asiatische
Medizin gehandelt. Hongkong allein im-
portierte im Jahre 2000 nachgewiesener-
maßen 23.085 kg davon. Auch bei den
Schildkröten handelt es sich weniger um
Arten, die durch den Lebendtierhandel
gefährdet sind, als vielmehr um solche,
die – bisher völlig ungeschützt – in
großen Mengen für den menschlichen
Verzehr in Asien der Natur entnommen
wurden. Einige Anträge auf die Listung
mehrerer Wasser- und Erdschildkrötenar-
ten und der auf Hochstufung des Blau-
kopfara (Ara couloni) waren von
Deutschland vorbereitet und eingebracht
worden. Sie wurden alle ohne weitere
Diskussion und mit großer Mehrheit an-
genommen. Dr. Gerhard Emonds vom
Bundesumweltministerium, der Deutsch-
land seit Gründung des WA als Delegati-
onsleiter vertreten hat und der noch vor
der nächsten WA-Vertragsstaatenkonfe-
renz (Ende 2004 oder Anfang 2005 in
Thailand) in Pension gehen wird, und die
Mitarbeiter aus dem Bundesamt für Na-
turschutz konnten dies als einen schönen
Erfolg verbuchen.

Schutz von Meeresfischen
Mit der Neuaufnahme von Wal- und

Riesenhai in Anhang II ist ein Durchbruch

gelungen. Bisher war das Argument,  die
FAO (Food and Agriculture Organisati-
on) allein sei die für Fischerei zuständige
Organisation, immer wieder erfolgreich
ins Feld geführt worden, um den Schutz
von Meeresfischen durch das WA zu ver-
hindern. Bisher haben die FAO und die
von ihr erstellten Aktionspläne ihre wei-
testgehende Wirkungslosigkeit bewiesen,
was den Schutz von Fischbeständen an-
geht. Immerhin ist die „illegale, nicht ge-
meldete und ungeregelte Fischerei“ ein
mittlerweile global so präsentes und bri-
santes Thema, dass dafür ein eigenes in-
ternationales Kürzel geschaffen wurde:
„IUU“ (illegal, unreported and unregula-
ted“). Die Vollversammlung beschloss in
diesem Zusammenhang auch eine  Reso-
lution zur Kooperation des WA und sei-
nes Sekretariates mit der FAO.  Die eben-
falls in Santiago erfolgte Listung von Ma-
hagoni zeigt, dass die Zeit auch reif ist,
endlich wirtschaftlich bedeutsame „Tro-
penholzarten“ unter einen gewissen
Schutz vor Handel zu stellen. 

Japan, wortgewaltig und bis zur
Lächerlichkeit argumentativ unterstützt
von der Regierungsdelegation des Kari-
bikstaates Antigua und Barbuda, vertei-
digte seine Anträge auf Rückstufung des
Minkewales und des Brydewales von An-
hang I nach Anhang II verbissen und in
der Sache kompromißlos, argumentierte
gegen Schutzanträge zu allen wirtschaft-
lich bedeutsamen Arten und sogar gegen
die Aufnahme der Delphinpopulation des
Schwarzen Meeres, an dem Japan weder
teilhat noch dort „fischereilich“ tätig ist.
Umso verärgerter waren beide Delegatio-
nen, dass ihr Einsatz vergeblich war.

Überseeische Territorien
Die 12. WA-Konferenz offenbarte eine

weitere Merkwürdigkeit der EU. Für ihre
(aus der Kolonialzeit stammenden) über-
seeischen Territorien dürfen einzelne EU-
Staaten auch bei abweichender Meinung
der übrigen EU-Mitglieder gesondert
stimmen. So konnte das Vereinigte Köni-
greich (UK) einen Antrag auf die Freiga-
be des Handels für Panzer von Meeres-
schildkröten von den Cayman-Islands ein-
bringen und im Plenum begründen, der
wohl nicht die Zustimmung der Mehrheit
der EU-Staaten hatte. Er wurde allerdings
von der Vollversammluing abgelehnt. Sei-
ne politische Bedeutung wurde wohl –
trotz allem – von UK selbst nicht allzu

hoch eingestuft, denn die Ablehung wur-
de stillschweigend akzeptiert. Zur Vertei-
digung des Antrages für die Aufnahme
des Riesenhais, der ebenfalls von UK ein-
gebracht worden war und der in einer
Vorabstimmung abgelehnt worden war,
reiste der zuständige Minister selbst aus
London an, um im Plenum für diesen An-
trag letztlich erfolgreich zu kämpfen.

Die Anträge der Schweiz auf die Strei-
chung verschiedener Kakteenarten von
Anhang II mit der Begründung, diese sei-
en gut von anderen zu unterscheiden und
praktisch nur aus künstlicher Vermehrung
im Handel, stießen auf den Widerstand
verschiedener Staaten, vor allem Mittela-
merikas, wo die Arten verbreitet sind,
und wurden zurückgezogen.

Fazit
Wenn für die Nichtregierungsorganisa-

tionen in Europa ein Fazit zu ziehen ist,
was die Vorbereitung künftiger Vertrags-
staatenkonferenzen zum Washingtoner
Artenschutzübereinkommen angeht,
dann ist es sicher die Notwendigkeit, sich
mehr und besser europäisch zu koordi-
nieren. So kann die Aufklärungsarbeit
über die Belange und Gebote des Arten-
schutzes besser an die Ebene herangetra-
gen werden, die letztendlich entscheidet,
nämlich die Gemeinschaft der Mitglieds-
staaten der Europäischen Union. Dies
wird mit der geplanten Erweiterung der
EU noch notwendiger als bisher, schon
deswegen, weil ganz neue Konstellatio-
nen entstehen können und mehr Koordi-
nation erforderlich ist. Speziell auf die
„Beitrittsländer“ und ihre Nichtregie-
rungsorganisationen kommen damit ganz
neue Aufgaben zu.  Nicht nur das derzeit
zu verzeichnende Desinteresse der USA,
im Klima-, Umwelt-, Natur- und Arten-
schutz Vorreiterfunktion zu übernehmen,
schafft eine Situation, in der eine starke
Europäische Union global eine weitaus
stärkere Rolle bei der Erhaltung der Bi-
odiversität wahrnehmen (und muß!) kann
als bisher.

Prof. Dr. Manfred Niekisch

Der Autor ist Vizepräsident des Deutschen Naturschutz-
ringes und Mitglied im Leitungskreis des Forums Um-
welt & Entwicklung. Er nahm in seiner Eigenschaft als
Vorsitzender des Artenschutzbeirates beim Bundesamt
für Naturschutz an der WA-Konferenz in Chile teil.
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Wenn, wie in den vergangenen Jah-
ren häufiger geschehen, NGOs eine
Revision des TRIPs-Abkommens zu-
gunsten der Entwicklungsländer
einforderten, so ernteten sie damit
bei der Politik bestenfalls Kopf-
schütteln – begleitet von freundli-
chen Erläuterungen, warum das
TRIPs-Abkommen ausgewogen und
in der WTO richtig aufgehoben sei,
und überhaupt, warum es den Ent-
wicklungsländern nutze. Wer dies
dann partout nicht einsehen wollte,
der verstand eben nichts – oder
doch zu wenig – von Wirtschaft.

Seit einiger Zeit ist ein Umschwung in
der Debatte zu erkennen. Der Chor

derjenigen, die das TRIPs-Abkommen für
reformbedürftig halten, wächst. Da ist
zunächst die neue Bundesregierung zu
nennen, die in ihrem Koalitionsvertrag
schreibt: „Wir werden uns insbesondere
für eine Reform und Präzisierung des Ab-
kommens zum Schutz des geistigen Ei-
gentums einsetzen (TRIPS-Abkommen).
Dabei geht es um einen verbesserten Zu-
gang zu lebensnotwendigen Medikamen-
ten, den Erhalt der Artenvielfalt, die Rech-
te indigener Völker und den Schutz pflan-
zengenetischer Ressourcen.“

Großbritannien für TRIPs-Reform
Zwar mag es gute Gründe geben, den

politischen Wert des neuen Koalitionsver-
trages nicht zu überschätzen. Jedoch er-
hält die rot-grüne Koalition Unterstützung
aus Großbritannien. Eine von der Blair-
Regierung eingesetzte Kommission
kommt in ihrem im September diesen Jah-
res vorgelegten Abschlussbericht (www.
wissensgesellschaft.org, auszugsweise
dokumentiert in der FR vom 6.11.2002,
S. 20) zu dem Ergebnis, dass das TRIPs-
Abkommen häufig nur dem reichen Nor-
den zugute komme, während die in Ent-
wicklungsländern zusätzlich entstehenden
Kosten oftmals zu Lasten der Armen und
ihrer lebensnotwendigen Bedürfnisse gin-
gen. Die Entwicklungsländer, so die briti-
sche Regierungskommission, sollten kei-
nesfalls Ressourcen aus dem ohnehin
strapazierten Budget für Bildung und Ge-
sundheit abzweigen, um ein System des
Schutzes geistiger Eigentumsrechte aufzu-
bauen und zu unterhalten. 

Und schließlich sieht der Bericht die
Funktion für den Schutz geistigen Eigen-
tums vorrangig darin, „die Umsetzung
der wirtschaftlichen und sozialen Men-
schenrechte voranzubringen. Vor allem
sind keine Umstände denkbar, unter de-
nen die grundlegenden Menschenrechte
den Anforderungen für den Schutz der
geistigen Eigentumsrechte untergeordnet
werden sollten.“ 

Europäische Union für TRIPs-Reform
So weit würde die EU wohl nicht gehen.

Aber auch sie sieht die Notwendigkeit, im
Rahmen eines Zugehens auf die Entwick-
lungsländer Angebote zu unterbreiten.
Hierzu hat sie im September 2002 ein
„Konzeptpapier“ vorgelegt, das für die
Entwicklungsländer im wesentlichen in
vier Bereichen Zugeständnisse in Aussicht
stellt:

❑Werden für eine zu patentierende Er-
findung genetische Ressourcen oder
traditionelles Wissen benutzt, so soll
deren Herkunft offen gelegt werden. Al-
lerdings soll die Nichtbeachtung dieser
Vorschrift keine Auswirkungen auf die
Gültigkeit von Patenten haben.

❑Die EU unterstützt die weitere Arbeit
zum Schutz traditionellen Wissens in
der WIPO (Weltorganisation für Geisti-
ges Eigentum). Allerdings sieht sie zur
Zeit keinerlei Anlass für den TRIPs-
Council (und damit die WTO), sich mit
dieser Frage zu befassen. 

❑Die EU sieht die UPOV 1991- Konven-
tion nicht mehr – neben Patenten – als
einzig wirksame Möglichkeit des Sor-
tenschutzes an. Allerdings unterbreitet
sie eine lange Liste von Anforderungen,
die ein System sui generis zu erfüllen
hätte und die UPOV 1991 wiederum
sehr nahe kommt. (UPOV= Internatio-
nales Übereinkommen zum Schutz von
Pflanzenzüchtungen)

❑Und die EU spricht sich nicht länger da-
gegen aus, die Farmers’ Rights (also
insbesondere das Recht auf Wieder-
aussaat und Saatguttausch) in TRIPs zu
verankern. Allerdings will sie dies auf
Subsistenz- und Kleinbauern be-
schränkt und verhindert wissen, dass
Bauern mit „signifikanten kommerziel-
len Interessen“ in den Genuss der Far-
mers’ Rights kommen. 

All diese Positionen sind noch nicht Po-
sitionen der EU, die EU hat lediglich ihre
Gesprächsbereitschaft zu den einzelnen
Punkten bekundet. Der Hintergrund ist,
dass die Entwicklungsländer im Namen
der neuen Verhandlungsrunde für jedes
Entgegenkommen der EU einen Preis in
anderen Verhandlungsfeldern zu zahlen
haben – sei dies Investitionen, Wettbe-
werb oder GATS. Die EU verteilt hier also
mitnichten Geschenke, sondern deutet –
verhandlungstaktisch geschickt – mögli-
che Zugeständnisse und Kompromisslini-
en an. Die Rechnung dafür steht auf ei-
nem anderen Blatt. Wie viel das mit einer
Entwicklungsrunde zu tun haben mag, al-
so mit einer Verhandlungsrunde in der
WTO, die den Interessen der Entwick-
lungsländer besonderes Gewicht beimis-
st, steht auf einem noch anderen Blatt.

Alle für TRIPs-Reform?
Und auf einem weiteren Blatt steht, was

der große Bruder jenseits des Atlantiks
von solchen Ideen hält. Nicht viel, kann
man vermuten. Insofern muss die neue
Reformfreudigkeit der EU auch vor dem
Interesse gesehen werden, sich – im Ver-
gleich zu den USA – als der bessere Part-
ner der Entwicklungsländer zu profilieren,
auch wenn die wirklichen Freundschafts-
beweise wohl im Agrarbereich erbracht
werden müssen. Dass die EU sich im übri-
gen bei TRIPs nicht allzu weit vorwagt,
zeigen die angedeuteten Einschränkun-
gen und Relativierungen. Der Nutzen ei-
ner Vorschrift zur Offenlegung der Her-
kunft bei der Anmeldung von Patenten
wird doch arg relativiert, wenn die Sank-
tionen im Falle von Missachtung weder
klar sind noch die aus dem Patent entste-
henden Rechte als solche berührt werden
dürfen. 

Andererseits ist nichtsdestoweniger fest-
zustellen, dass Bewegung in die TRIPs-De-
batte kommt. Das war vor zwei Jahren so
noch kaum vorstellbar. Nun heißt es für
NGOs, die Bewegung zu nutzen und die-
ses zarte Pflänzchen energisch zu pfle-
gen. Auch wenn es gute Gründe gibt an-
zunehmen, dass der politische Wille für
eine TRIPs-Reform (noch) nicht sonderlich
ausgeprägt ist, so haben sich die Aus-
sichten dafür in den letzten Monaten doch
gebessert. Michael Frein

Der Autor arbeitet beim Evangelischen Entwicklungs-
dienst (EED) und ist Mitglied im Leitungskreis des 
Forums Umwelt & Entwicklung

Trippelschritte im TRIPs-Abkommen?
Von der neuen Reformfreudigkeit in Europa
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Die Angst sollte umgehen in Flo-
renz. Eine von Berlusconi angezet-
telte Kampagne der italienischen
Medien hatte die Teilnehmer des
ersten Europäischen Sozialforum
diffamiert und den BürgerInnen
Schlägertrupps angekündigt. Doch
die Stimmung war friedlich und
fröhlich – insbesondere da drei mal
so viele TeilnehmerInnen gekom-
men waren als geplant. 

Vom 6. – 10. November 2002 tummel-
ten sich 60 000 Menschen in der al-

ten Burg und debattierten über Globali-
sierung, Privatisierung und Strategien für
eine andere Welt.

Florenz war ein Ereignis der Superlati-
ve. Alles war chaotisch – und doch fan-
den Tausende zu jedem Seminar. Die
Übersetzung war häufig unzureichend.
Und doch schienen immer alle genau zu
wissen, wann es laut zu klatschen galt.
Angesichts der Menschenmassen war die
Diskussion oft eher schemenhaft. Details,
ob inhaltlich oder strategisch, wurden nur
in einigen wenigen Seminaren diskutiert.
Und doch gab es ein Gefühl der
grundsätzlichen Einigkeit – das Gefühl ei-
ne vielfältige, plurale – aber eben eine
Bewegung zu sein. 

Umwelt- und soziale Bewegungen
machten dabei in Florenz große Schritte
aufeinander zu. Die Forderung: „Die
Welt ist keine Ware“ brachte am plakati-
vsten die gemeinsame Diskussionsgrund-
lage auf den Punkt. Christoph Aguiton
von attac Frankreich verkündete bei meh-
reren Veranstaltungen, das, was auch die
Umweltvertreter in Florenz immer wieder
betonten: „Die neoliberale Globalisierung
führt zu sozialen wie ökologischen Ver-
werfungen. Umwelt- und globalisierungs-
kritische Bewegung müssen deshalb ge-
meinsam agieren.“

Bei einigen Themen konnten bereits
weitere gemeinsame Aktivitäten abge-
stimmt werden. So wurde bei einem
Workshop zur globalen Unternehmens-
verantwortung beschlossen, gemeinsam
gegen die Übermacht der Konzerne vor-
gehen zu wollen. Dazu sollen weitere
strategische Absprachen beim Weltsozi-
alforum getroffen werden. Auch bei den
Diskussionen um die WTO-Konferenz im
September 2003 in Mexiko zeichnet sich
eine produktive Zusammenarbeit zwi-

schen sozialer und ökologischer Bewe-
gung ab. Die Umweltbewegung wird da-
bei insbesondere die ökologischen Ge-
fahren der Dienstleistungsliberalisie-
rungsverhandlungen unter dem GATS-
Abkommen thematisieren (siehe auch
www.gats-kritik.de).

Friends of the Earth Europe (das inter-
nationale Netzwerk des BUND) brachte
beim abschließenden Aktivistentreffen
unter großem Applaus den Vorschlag ein,
die nächsten Foren „Umwelt- und Sozial-
foren“ zu nennen. Die große Gemein-
samkeit von umweltpolitischer und sozia-
ler Bewegung wäre damit bereits im Na-
men der Foren ersichtlich1. Darüber wird
u.a. in Porto Alegre im Januar 2003
noch weiter zu diskutieren sein. 

Deutsche waren nach Florenz nur weni-
ge gekommen. Ob dafür der gleichzeiti-
ge Castortransport oder andere Gründe
verantwortlich waren, ist Spekulation.
Schade war in jedem Fall, dass außer
dem BUND z.B. kein deutscher Umwelt-
verband eine Veranstaltung anbot. Auch
größere deutsche Entwicklungsverbände
suchte man vergeblich im Programm. Es
wäre sehr zu wünschen, dass sich dies bis
zum nächsten Forum im November 2003
in Paris ändert. Die deutsche Umwelt- und
Entwicklungsgemeinde sollte diese inter-
nationalen Foren nutzen, um weitere Mit-
streiter für unsere Arbeit zu gewinnen –
und sich selber aktiv in die internationale
Globalisierungsdebatte einbringen. Der
BUND hat dies weiter vor. In Deutschland
wird der BUND sich deshalb 2003 weiter
aktiv an der attac AG „Umwelt und Glo-
balisierung“ beteiligen (siehe Kasten). 

Der 9. November galt ganz einem an-
deren Thema: dem Frieden. Bis zu einer
Millionen Menschen schlängelten sich
durch Florenz um für ein friedliches glo-
bales Miteinander einzustehen. Für alle,
die den Tod der Friedensbewegung ver-
kündet hatten, war es ein rüdes Erwa-
chen. Bei dem beeindruckenden Zug
zeigte sich durch die Vielfalt der Flaggen
(und trotz der Dominanz der italienischen
Linken) vor allem noch einmal, dass die
„Bewegung der Bewegungen“ gemeinsa-
me Grundwerte hat und gemeinsam am
stärksten ist. Dies ist eine Bewegung die
mitten aus der Gesellschaft kommt – und
sich friedlich und massenhaft zu Wort
meldet. Der friedliche Zug war auch eine
Ohrfeige für den Demagogen Berlusconi.
Und für mich privat, war es die beein-
druckendste Schau des Willen der eu-
ropäischen Zivilgesellschaft die ich je er-
lebt habe. Durch seine Internationalität
war dieser Zug noch beeidruckender als
selbst die Friedensdemos der 80er Jahre.
Florenz war auch deshalb ein Ort des
Aufbruchs!

Daniel Mittler

Der Autor ist Fachreferent für internationale Umweltpo-
litik des BUND – Friends of the Earth Germany und
Mitglied im Leitungskreis des Forum Umwelt und Ent-
wicklung. 

1 Zwar schließt der Begriff „Social“ in seiner ursprüngli-
chen Bedeutung andere gesellschaftliche Gruppen und
Belange ein. Dies ist aber auch der Presse weltweit
nicht zu vermitteln. In der Praxis wird die „Bewegung
der Bewegungen“ thematisch unvollständig wahrge-
nommen. Eine Umbenennung würde hier gegensteuern.  

Aufbruch in Florenz?
Umwelt- und globalisierungskritische Bewegungen wuchsen weiter zusammen

Globalisierung und 
Umwelt:
Weitere Berichte über Florenz gibt es
unter www.fse-esf.org 
oder www.foeeurope.org .
Der BUND hat einen Hintergrund zur
Globalisierung veröffentlicht. Dieser ist
unter dem Titel „Zukunftsfähig Wirt-
schaften, Alternativen zu einer wirt-
schaftlich dominierten Globalisierung“
für EUR 2,50 beim BUND-Versand zu
bestellen. 
Kontakt: bundladen@bund.net; 
Tel 030 275 86 –441; Fax -466
Wer Interesse hat bei der attac AG
„Umwelt und Globalisierung“ mitzuar-
beiten melde sich bei Sören Janssen,
janssen@attac-netzwerk.de . 

Daniel Mittler auf einer Veranstaltung
von Friends of the Earth Europe 
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Eine schöne Idee ist konkret gewor-
den: Die Faire Kamelle! Im Juni
2002 wurde die Kampagne „Jecke
Fairsuchung – Faire Kamelle im
rheinischen Karneval“ unter der
Schirmherrschaft von Jean Pütz ins
Leben gerufen. 

Ziel ist es, möglichst viele Karnevalsge-
sellschaften, -vereine, Schulen und Ak-

tive im rheinischen Karneval für diese
neue Idee zu begeistern: Statt der ewig
gleichen Kamelle, die eh kaum noch je-
mand gerne isst, gibt es jetzt ein umfang-
reiches Sortiment an Wurfgeschossen aus
hochwertigen biologischen Rohstoffen
aus sozialverträglicher Produktion. 

Die speziell verpackten Schokotäfel-
chen, Sesamriegel, Waffelschnitten, Nüs-
se und Fruchtstreifen werden aus fair ge-
handelten Rohstoffen, statt aus Kunstaro-
ma und Chemiecocktail – ohne Zwi-
schenhandel und Umwege – von Bauern-
kooperativen aus z.B. Cuba, Bolivien und
den Philippinen hergestellt. Statt Ausbeu-
tung und Dumpingpreise erhalten die
Produzenten einen deutlich über dem
Weltmarktpreis liegenden Erlös für ihre
Produkte. Darüber hinaus unterstützt der
faire Handel mit Kamelle 11 soziale Pro-
jekte in 10 Entwicklungsländern (s. un-
ten). 

Erreichen möchten die Träger der Kam-
pagne (u.a. Köln-Agenda, GEPA, EL 
PUENTE, Weltladen Bonn), dass mittelfri-
stig mindestens 10 Prozent des Wurfma-
terials aus fairem Handel stammen – im
Straßenkarneval 2003 sollen bereits min-
destens 10 Tonnen faires Wurfmaterial
erreicht werden. 

Kampagne zieht weite Kreise
„Der rheinische Karneval steht für Tole-

ranz, Weltoffenheit und Lebensfreude.
Macht mit, werft fair gehandeltes Wurf-
material und tragt so dazu bei, dass es
auch im Rest der Welt ein wenig lustiger
und fairer zugeht!“, so der Kölner Fern-
sehmoderator Jean Pütz. Das war die Bot-
schaft zum Kampagnenstart. Mittlerweile
hat die Kampagne weite Kreise gezogen.
Sie spricht nicht nur Jecke an und hierbei
auch nicht nur Jecke aus Köln: So haben
Vereine aus Düsseldorf, Neuss, Brühl und
natürlich auch Köln schon einen hohen
Anteil ihres Kamellebedarfs mit Fairen
Kamelle gedeckt. 

Verlosung für faires Engagement

Eine weitere öffentlichkeitswirksame
Unterstützung dieser Kampagne haben
die beiden Tatort-Kommissare Klaus J.
Behrendt und Dietmar Bär initiiert. Sie
stellen sich als Hauptpreis einer Verlosung
für faires Engagement im Kölner Karneval
zur Verfügung. Auf dem Rosenmontags-
zug 2003 in Köln wollen sie vom Festwa-
gen des gewinnenden Vereins fair gehan-
delte Kamelle werfen. Bei der Verlosung
kann jeder Kölner Verein, der aktiv am
Rosenmontagszug teilnimmt, mitmachen.
Beim Kauf eines speziell zusammenge-
stellten „Fairen Paketes“ erhält man ein
Gewinn-Los. Das Grundpaket kostet
1.111 EUR. Neben der finanziellen Hilfe
für Kleinbauern geht gleichzeitig eine
Spende an den Kölner Verein „Tatort –
Straßen der Welt e.V.“ als Hilfe im Kampf
gegen Kinderprostitution auf den Philippi-

nen. Jedes weitere Paket wird dann für
1.000 EUR angeboten. Es stehen jedoch
auch kleinere Pakete für z.B. 116 EUR
etc. zur Verfügung. 

Karneval verantwortungsbewusst ge-
stalten

Manche „Karnevalsmuffel“ mögen viel-
leicht jetzt denken, den Karneval insge-
samt gelte es abzuschaffen. Nun, das ist
eine Utopie und es stellt sich die Frage,
ob es überhaupt angestrebt werden sollte.
Zumindest ist mit der Kampagne ein 
guter Ansatz geboren, eine bestehende
Tradition mit mehr Verantwortung zu ge-
stalten. 

Die Kampagne wird auch über das
Jahr 2003 Bestand haben: Die Nord-
rhein-Westfälische Stiftung für Umwelt
und Entwicklung beschloss die Förderung
der Kampagne bis ins Jahr 2004. 
Weitere Informationen unter
www.jeckefairsuchung.org oder 
Stefan Kreutzberger, 
Mediapark Süd, Sachsenring 2-4,
50677 Köln, 
Tel.: 0221-9320514, 
E-Mail: info@jeckefairsuchung.org.

Bettina Oehmen

Die Autorin ist Mitarbeiterin in der Projektstelle Forum
Umwelt & Entwicklung.

Lokale Agenda 21 hält Einzug in den Kölner Karneval
Faire Kamelle im rheinischen Karneval

Jean Pütz preist die Fairen Kamelle an

Sortiment der Fairen Kamelle
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Die Nachhaltigkeitsstrategie ist im
Bundeskabinett verabschiedet wor-
den, doch die eigentliche Arbeit
beginnt erst jetzt: Wie kommunizie-
ren wir die Strategie und vor allem
wie setzten wir sie konkret um? 

Zum einen wissen nur ca. 28% der
deutschen Bevölkerung was Nachhal-

tige Entwicklung überhaupt bedeutet und
zum anderen führt eine Strategie nicht
von selbst zum Ziel. Nur breites Wissen
und Verständnis in der Bevölkerung über
die Zusammenhänge ermöglicht notwen-
dige Veränderungen. 

Aus diesem Grunde hat der DNR zu-
sammen mit BUND, NABU und dem Bun-
desumweltministerium am 06. November
2002 in Berlin einen Workshop veranstal-
tet, in dem erfolgreiche Kommunikation
und Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrate-
gie am Beispiel von Bildung, Lebensstilen
und Konsummustern sowie Flächenver-
brauch diskutiert wurden. Der Workshop
ist Bestandteil des gemeinsamen Projektes
„Die Umweltdimension der Nachhaltig-
keitsstrategie“, das durch einen modell-

haften Konsultationsprozess die Umweltdi-
mension der Nachhaltigkeitsstrategie be-
leuchtet will, um die gesellschaftlichen
Gruppen zu verstärktem eigenverantwort-
lichen Engagement anzuregen.

Das Interesse an dem Workshop war
unerwartet hoch und hat so deutlich ge-
macht, dass die Nachhaltigkeitsdebatte
aktueller denn je ist. Die verschiedenen
Beiträge und Diskussionen unterstrichen
diese Einschätzung. 

Praxisnähe und Wissenschaft
Nach einem kurzen Ausblick auf die

Ergebnisse des Weltgipfels und deren
Konsequenzen für die nationale Nachhal-
tigkeitsstrategie, folgte eine praxisnahe
und wissenschaftliche Diskussion über die
Rolle von Bildung und Kommunikation für
eine nachhaltige Entwicklung. Die reine
Umweltbildung muss erweitert werden zu
einer Bildung für Nachhaltigen Entwick-
lung und schon bei Kindern eine lebens-
nahe und ganzheitliche Erziehung för-
dern, durch die Kinder kompetent und
stark für eine nachhaltige Zukunft ge-
macht werden können.

Zudem wird für erfolgreiche Kommuni-
kation von Nachhaltigkeit ein zielgrup-
penorientiertes Konzept benötigt, womit
auch ‘schwierige’ Zielgruppen erreicht
werden können und zu neuen An- bzw.
Einsichten sowie nachhaltigeren Verhal-
tensweisen angeregt werden können. 

Anhand von zwei Dialogforen „Nach-
haltige Lebensstile“ und „Flächenver-
brauch“ wurden exemplarisch Barrieren,
Methoden, Maßnahmen und Instrumente
für die Kommunikation und Umsetzung
der Nachhaltigkeitsstrategie erarbeitet. 

Ausblick
Bei der abschließenden Talkrunde

konnte festgehalten werden, dass die
Stärkung der ökologischen Dimension der
Nachhaltigkeitsstrategie auf nationaler
Ebene, unter Berücksichtigung europäi-
scher und internationaler politischer Ent-
wicklungen, zentral für die zukünftige
Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstra-
tegie ist. 

Gerald Knauf
Der Autor ist Mitarbeiter beim 
Deutschen Naturschutzring (DNR)

Kommunikation und Umsetzung der Nachhaltigkeits-
strategie – ein Workshopbericht

”Nachhaltiges Deutschland - die Zukunft dauerhaft
umweltgerecht gestalten”
Dies ist der Titel der zweiten Zu-
kunftsstudie, die das UBA vor eini-
gen Monaten veröffentlich hat. Sie
vertieft die 1997 in der ersten Stu-
die „Nachhaltige Entwicklung in
Deutschland“ untersuchten Berei-
che Energie, Nahrungsmittelpro-
duktion, Mobilität, Stoffstrommana-
gement und Konsum.

Die Studie zieht Bilanz der letzten 5
Jahre und diskutiert die weiteren

Schritte von Wirtschaft und Gesellschaft
auf dem Weg in eine nachhaltige Ent-
wicklung. Dabei kommt die Studie zu der
wenig verblüffenden Erkenntnis, dass seit
Erscheinen der ersten Studie wichtige po-
litische Weichenstellungen zugunsten ei-
ner nachhaltigen Entwicklung getroffen
wurden, eine nachhaltige Entwicklung
gleichwohl noch nicht erreicht ist. Grund-
legende Trends gehen noch in die falsche
Richtung. Für den Blick in die Zukunft, auf

nen unzumutbare Opfer abzuverlangen.
Allerdings stellt sich beim genauen Lesen
dann heraus, dass manche notwendigen
Veränderungen, noch nicht einmal im
Nachhaltigkeitsszenario erreicht werden,
geschweige denn bei dem die Gesell-
schaft wenig fordernden und zumutbaren
Effizienzszenario. 

Das Buch bietet sicherlich notwenige
Visionen zugunsten einer nachhaltigen
Entwicklung. Es macht aber auch deut-
lich, dass ein Erreichen dieses Zieles we-
sentlich größerer Anstrengungen bedarf,
als das UBA  seinen Lesern (und der Ge-
sellschaft) meint zumuten zu können.

Sylvia Lorek

Die Autorin ist Mitarbeiterin beim Sustainable Europe
Research Institute (SERI)    
Bezug: Nachhaltige Entwicklung in Deutschland: 
Die Zukunft Dauerhaft und umweltgerecht gestalten /
Umweltbundesamt. – Berlin: Erich Schmidt, 2002
(Beiträge zur nachhaltigen Entwicklung), 
ISBN 3-503-06650-0, 
Umweltbundesamt, Postfach 33 00 22, 14191 Berlin,
Tel.: 030 8903 0, Fax: 030 8903 22 85,
Internet: http://www.umweltbundesamt.de

das Jahr 2030, bietet die Studie keine
Prognose, sondern die Handlungsfelder
sind anhand von drei Szenarien auf ihre
Nachhaltigkeit untersucht worden. Bei ih-
nen werden unterschiedliche Rahmenbe-
dingungen für die zukünftigen Entwick-
lungen vorgegeben. Folgende Szenarien
werden betrachtet:
❑Status quo-Szenario mit der Fortset-

zung der gegenwärtigen Trends.
❑Effizienz-Szenario mit der Vorgabe ei-

ner deutlichen Verbesserung der techni-
schen Effizienz von Produkten und Pro-
duktionsverfahren, 

❑Nachhaltigkeits-Szenario mit der An-
nahme veränderter Rahmenbedingun-
gen und individueller Werthaltungen.
Das Buch soll Mut machen, neue Wege

zugunsten nachhaltiger und friedlicher
Zukunft zu beschreiten. Nach eigener
Einschätzung des UBA belegt die Studie,
dass eine dauerhaft umweltgerechte Ent-
wicklung möglich ist, ohne die Gesell-
schaft zu überfordern oder dem Einzel-
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Die achte Vertragsstaatenkonferenz
der Klimarahmenkonvention (COP
8), die vom 23. Oktober bis 1. No-
vember 2002 in Neu Delhi statt-
fand, hat nicht das Ergebnis er-
bracht, das diejenigen Kräfte er-
hofft hatten, die auf Fortschritte im
globalen Klimaschutz drängen. Der
Grund: Die Allianz der Bremser
und Verhinderer, die in Saudi Ara-
bien und den USA ihre wortmäch-
stigsten Vertreter hat, war zu un-
beugsam und zu stark positioniert.
Auf der Ebene der technischen De-
tailverhandlungen wurden einige
Fortschritte erzielt, die aber die ge-
nerelle Bewertung von COP 8 als
einer fehlgeschlagenen Konferenz
nur wenig ändern.

Die Umstände vor Ort deuteten durch-
aus darauf hin, dass COP 8 ihrem

Schicksal einer bedeutungslosen „Durch-
gangs“-Konferenz, als die sie nach dem
überaus ereignisreichen Klimajahr 2001
gehandelt wurde, entgehen könne. Denn
in der gastgebenden Stadt fielen einige
erfreuliche Fortschritte im Umweltschutz
ins Auge. Die meisten Motor-Rikschas,
Taxen und Busse werden nach Erlass ei-
ner entsprechenden Verordnung seit
knapp zwei Jahren mit Erdgas betrieben,
was die lokale Luftqualität spürbar ver-
besserte. Die indische Eisenbahn ist ein
wichtiger, stark nachgefragter Verkehrs-
träger und ist aufgrund ihrer hohen Aus-
lastung in puncto Energieeffizienz vor-
bildlich. Darüber hinaus wird der Bevöl-
kerung und der politischen Elite gegen-
wärtig „vor der Haustür“ vorgeführt, wel-
che drastischen Auswirkungen der Klima-
wandel für ihre Region haben kann. Der
an Delhi angrenzende Bundesstaat Raja-
stan leidet derzeit unter einer Dürre auf-
grund der seit Jahren abnehmenden und
z.T. ganz ausbleibenden Niederschläge,
die mittlerweile dramatische Folgen für
die Ernährungssituation tausender Men-
schen zeitigt. Aufgrund dieser Indizien
durfte man auf ein beherztes Auftreten
des Gastgeberlandes, das auch die COP-
Präsidentschaft stellte, hoffen – und wur-
de umso mehr enttäuscht.

Der (einzige) Fortschritt steckt im Detail

Um mit dem Positiven anzufangen.
Auch die Verhandlungen in Neu Delhi
haben eine Reihe von Beschlüssen herbei-
geführt, die dem Klimaregime einige Mo-
saiksteinchen mehr hinzufügten. So wur-
de der „Clean Development Mechanism“
(CDM) soweit ausgestaltet, dass er ar-
beitsfähig ist. Es wurden Regeln für das
CDM-Aufsichtsgremium („Executive Bo-
ard“) festgelegt und vereinfachte Moda-
litäten für die Durchführung kleinerer Pro-
jekttypen vereinbart. Aufgrund der erziel-
ten Fortschritte erwartet das UN-Klimase-
kretariat, dass bereits bis Frühjahr 2003
erste CDM-Projekte genehmigt werden.
Des weiteren wurden verbesserte Richtli-
nien für die Berichterstattung von Indu-
strie- wie auch Entwicklungsländern über
Emissionsinventare und Klimaschutzmaß-
nahmen beschlossen. Der Vierte Natio-
nalbericht der Industrieländer soll Januar
2006 vorliegen. Mit dem „New Delhi
Work Programme on Art. 6 of the Con-
vention“ wurde zudem ein 5-Jahresplan
von Aktivitäten aufgelegt, der die Zielset-
zung verfolgt, das Thema „Klimawandel“
vermehrt in das Bildungssystem zu inte-
grieren, das öffentliche Bewußtsein zu
stärken und den Zugang zu „verständli-
chen“ Informationen zu erleichtern. Nicht
zuletzt auf das beständige Drängen der

Entwicklungsländervertreter sind schließ-
lich die zu verzeichnenden Fortschritte
bei der Einsetzung der im letzten Jahr be-
schlossenen Klimaschutzfonds zurückzu-
führen, die die besonders betroffenen
Länder des Südens bei der Umsetzung
von Maßnahmen zur Anpassung an den
Klimawandel unterstützen sollen.

Die Delhi-Deklaration und ihre Genese
Schon lange vor der Konferenz war

vom indischen Umweltminister T. R. Baalu
die Verabschiedung einer Deklaration als
zentrales politisches Ergebnis von COP 8
vorangetrieben worden. Darin sollte aus
Sicht des Gastgebers insbesondere die
Bedeutung von Anpassungsmaßnahmen
an den Klimawandel im Klimaregime ge-
stärkt und die Priorität von (nachhaltiger)
Entwicklung für die Länder des Südens
hervorgehoben werden. Die EU wieder-
um erhoffte sich angesichts des bevorste-
henden Inkrafttretens des Kyoto-Protokol-
ls, in der Deklaration die Initiierung eines
Prozesses zur Fortentwicklung des Proto-
kolls für die Zeit nach 2012 zu verankern.
Angesichts der Notwendigkeit eines ge-
steigerten Klimaschutzes, die der letztes
Jahr veröffentlichte dritte Sachstandsbe-
richt des IPCC (Third Assessment Report –
TAR) nochmals vor Augen geführt hatte,
sollte ein „Fenster“ aufgestoßen werden,
das den Blick auf die zukünftigen Heraus-

Klimagipfel in Neu Delhi: 
Kein Fenster in die Zukunft geöffnet
Ergebnisse der 8. Vertragsstaatenkonferenz der Klimarahmenkonvention –

Plenarsaal bei der COP 8 in Neu Delhi - Am Rednerpult spricht gerade der 
Konferenzpräsident T.R. Baalu (2.v.l.) aus Indien
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forderungen an die Klimadiplomatie er-
möglicht, um für diese in den kommenden
Jahren gut gerüstet zu sein.

Anfang der zweiten Woche von COP 8
legte COP-Präsident T.R. Baalu den lange
erwarteten Entwurf für die Deklaration
vor – die Enttäuschung hätte kaum größer
sein können. Bei aller Fokussierung auf
die Themen „Anpassung“ und „Entwick-
lung“ fand sich in dem Papier keinerlei
Erwähnung der TAR-Ergebnisse und fol-
gerichtig fehlte auch jeder Hinweis auf ei-
ne Weiterentwicklung internationaler Kli-
maschutzpolitik. Als kennzeichnend für
die Qualität und die Absicht dieses Ent-
wurfs mag die Tatsache gelten, dass der
Begriff „Kyoto-Protokoll“ nicht einmal Er-
wähnung fand. Statt dessen wurde vom
„Prozess, der durch das Berliner Mandat
initiiert wurde“, gesprochen, als sei der
Auftrag des Berliner Mandats mit der Ver-
abschiedung des Kyoto-Protokolls nicht
bereits 1997 erfüllt worden. Ein Schelm,
der Böses dabei denken würde. Nach ei-
ner kontroversen Diskussion unterbreitete
Baalu drei Tage später einen neuen Vor-
schlag – und auch dieser ließ sehr zu
wünschen übrig. Zwar war nun das Kyo-
to-Protokoll und ein Aufruf zu dessen Ra-
tifizierung enthalten, jedoch in einer For-
mulierung, die weit hinter dem auf dem
diesjährigen Weltgipfel für Nachhaltige
Entwicklung in Johannesburg beschlosse-
nen Formelkompromiß zurückfiel.

Auch wenn der vehemente Einsatz der
EU schließlich verhinderte, dass die letzt-
lich beschlossene Deklaration („The Delhi
Ministerial Declaration on Climate Chan-

ge and Sustainable Development“) in vie-
len Formulierungen hinter die in Johan-
nesburg erzielten Ergebnisse zurückfiel,
stellt sie eine vertane Chance dar. Nicht
der entfernteste Hinweis auf Verhandlun-
gen zu zukünftigen Vereinbarungen über
Emissionsbegrenzungen nach 2012 ist
enthalten und selbst der schließlich doch
noch berücksichtigte TAR findet sich nur
in der Präambel wieder. Die von einem
solchen auf Ministerebene vereinbarten
Papier durchaus zu erwartende Impuls-
kraft für den Verhandlungsprozess ten-
diert in diesem Falle gegen Null, selbst
den beiden Themen der „Anpassung“
und der „Nachhaltigen Entwicklung“ wird
die Deklaration nur in sehr beschränktem
Maße zu einen Bedeutungszuwachs ver-
helfen.

Multilateralismus versus US-Hegemonie
Wirft man einen Blick auf die Akteur-

skonstellation während der Verhandlun-
gen, so lässt dies wenig gutes für die Zu-
kunft vermuten. Hatten die USA sich nach
ihrem Rückzug vom Kyoto-Protokoll im
März 2001 weitestgehend von den Ver-
handlungen um die Ausgestaltung des
Protokolls in Bonn (COP 6bis) und Marra-
kesch (COP 7) ferngehalten, so wurde
spätestens in Neu Delhi offensichtlich,
dass sie von nun an, wieder aktiv in die
Verhandlungen eingreifen. Dies geschieht
nicht nur durch direkte Interventionen bei
den eigentlichen Verhandlungen, sondern
auf vielfältigen anderen Kanälen hinter
den Kulissen. So schafften sie es im Ver-
bund mit Saudi Arabien immer wieder,

die Verhandlungen zu blockieren oder
eben jegliche Substanz aus den Beschlüs-
sen zu verbannen. Auffällig war auch die
stete Zustimmung der US-Delegation zu
den Deklarationsentwürfen der indischen
COP-Präsidentschaft – da zahlten sich
wohl die diplomatischen Bemühungen im
Vorfeld der Konferenz aus. An Dreistig-
keit kaum mehr zu überbieten war
schließlich der Hinweis der USA mit Blick
auf die EU-Bemühungen um eine Fortent-
wicklung des Regimes, „es sei unfair auf
Emissionsziele für Entwicklungsländern
zu drängen“, wo dies doch eigentlich die
ureigenste Domäne der USA ist. Dem auf-
merksamen Beobachter drängt sich allzu
sehr der Eindruck auf, dass die US-Stra-
tegie darauf abzielt, den gesamten multi-
lateralen Prozess der UN-Klimaverhand-
lungen (und nicht nur das Kyoto-Proto-
koll) zu sabotieren und zum Stillstand zu
bringen. Vor diesem Hintergrund fügen
sich auch die im Laufe der letzten Mona-
te von den USA mit 14 anderen Staaten
(darunter Indien und Italien) getroffenen
bilateralen Vereinbarungen zur Koopera-
tion im Klimaschutz in ein schlüssiges Ge-
samtbild.

Doch auch die EU muss sich vorwerfen
lassen, mit ihrem unvorbereiteten Drän-
gen auf die Fortentwicklung des Kyoto-
Prozesses der Einvernahme der Entwick-
lungsländer durch die USA und die OPEC
in die Hände gespielt zu haben. Bildeten
die EU im Klimajahr 2001 noch eine kon-
struktive Allianz mit der G77, die erst die
Beschlüsse von Bonn und Marrakesch

Parallel zu COP 8 fand der „Climate Justice
Summit“ (26.-28.10.) statt, zu dem sich mehr
als 1500 Teilnehmer aus 17 indischen Bun-
desstaaten und NGO-Delegierte aus über 20
Ländern einfanden. Die dort verabschiedete
„Delhi Climate Justice Declaration“ ist unter
www.CorpWatchIndia.org/issues/PID.jsp?ar-
ticleid=3044 einsehbar. Zum Abschluß des
„Climate Justice Summits“ demonstrierten
mehr als 5000 Menschen auf den Straßen
von Neu Delhi, um ihrer Unzufriedenheit mit
den UN-Klimaverhandlungen Ausdruck zu
verleihen und angesichts bereits festzustellen-
der Auswirkungen des Klimawandels zu
schnellem Handeln zu mahnen.
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trotz des Rückzugs der USA
ermöglichte, so waren die
beiden Staatengruppen auf
COP 8 so weit voneinander
entfernt wie schon lange
nicht mehr. Diese Kluft wie-
der zu schließen, muss eine
zentrale Aufgabe der EU im
Jahr 2003 sein, denn für die
nächste Runde internationa-
ler Klimaverhandlungen, in
der es gilt, die Emissionszie-
le den tatsächlichen Erfor-
dernissen anzupassen, spie-
len die Entwicklungsländer eine Schlüssel-
rolle. Doch auch diese müssen sich bis
dahin aus den Fesseln der OPEC-Staaten
befreien, die aus naheliegenden Gründen
jegliche Bemühungen im internationalen
Klimaschutz sabotieren.

Und was nun?
Für die nächsten Monate muss weiter-

hin das Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls
auf der klimapolitischen Agenda höchste
Priorität besitzen. Insbesondere nach den
positiven Entwicklungen in Kanada, des-
sen Ratifizierungsprozess evtl. noch die-
ses Jahr abgeschlossen wird und dessen
Delegierte auch während COP 8 eine
vergleichsweise kooperative Rolle spiel-
ten, ist allein Rußland das Zünglein an
der Waage. Auch wenn der russische
Präsident Putin mehrfach seinen Willen
zur Ratifikation bekundet hat und die rus-
sische Regierung dem Protokoll ebenfalls

positiv gegenüber eingestellt ist, bleiben
letzte Zweifel, da die Ratifizierung letzt-
lich von der Duma, dem russischen Parla-
ment, vorgenommen werden muss 
(vgl. dazu www.germanwatch.org/rio/
c8-kber.htm#30). Irritationen löste Russ-
land auf COP 8 zudem durch die Vorstel-
lung der Planungen für eine in Moskau
stattfindende „wissenschaftliche“ Klima-
konferenz („World Climate Change Con-
ference“, 29. September - 3. Oktober
2003) aus. Auf dieser sollen auch Alter-
nativen zum Kyoto-Protokoll diskutiert
werden. Die gesteigerte Aktivität der USA
bei der Vorbereitung dieser Konferenz
(u.a. findet eine Vorbereitungskonferenz
in den USA statt), lässt doch einige Zwei-
fel an deren Zielsetzung aufkommen. Vor
diesem Hintergrund gilt es für die EU und
die deutsche Regierung (und auch für
ParlamentarierInnen) auf allen diplomati-
schen Kanälen auf eine russische Ratifika-

tion noch im Frühjahr
2003 hinzuwirken, um das
Inkrafttreten des Protokolls
nicht zu gefährden.

Ein letzter Beschluss des
Klimagipfels soll noch Er-
wähnung finden. Gastge-
ber von COP 9 im Dezem-
ber 2003 wird voraussicht-
lich Italien sein. Im Falle
des rechtzeitigen Inkrafttre-
tens des Kyoto-Protokolls
könnte dieser Konferenz
eine hohe Bedeutung zu-

kommen, da sie dann zugleich die erste
Vertragsstaatenkonferenz des Protokolls
(COP/MOP 1) wäre. Trotz letzter Zweifel
an der Motivation der Berlusconi-Regie-
rung, COP 9 zu veranstalten, und deren
intensivierten bilateralen Beziehungen zu
den USA im Klimaschutz bleibt zu hoffen,
dass auf COP/MOP 1, in deren Rahmen
nur Mitgliedsstaaten des Kyoto-Protokolls
Stimmrecht besitzen, eine konstruktivere
Verhandlungsatmosphäre herrscht. Viel-
leicht kann dann ja auch das „Fenster in
die Zukunft“ geöffnet werden?

Bernd Brouns, Manfred Treber

Bernd Brouns ist wissenschaftlicher Mitarbeiter in der
Abteilung Klimapolitik des Wuppertal Institut für Klima,
Umwelt, Energie; Manfred Treber ist Klima- und Ver-
kehrsreferent bei GERMANWATCH; beide sind Koordi-
natoren der AG Klima des Forum Umwelt & Entwick-
lung

Weitere Infos zu COP 8 im Internet:
Bundesumweltministerium: 
http://www.bmu.de/sachthemen/energie/
headlines_klima_acht.php
Climate Action Network – Europe: 
http://www.climnet.org/COP8/COP8.htm
GERMANWATCH: 
http://www.germanwatch.org/
UN-Klimasekretariat:
http://unfccc.int/cop8/index.html
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie: 
http://www.wupperinst.org/COP8/index.html

Nachruf 

Michael Baumann ist tot 
Am 30. Oktober verstarb Michael

Baumann gänzlich überraschend
während eines Auslandsaufenthaltes
in Bangkok. Für seine Frau und seine
Familie, aber auch für die Eine-Welt-
Politik in Deutschland reißt sein Tod ei-
ne nicht zu schließende Lücke. 

Michael Baumann wurde 1946 in
Schwerin geboren. Er promovierte als
Volkswirtschaftler in Heidelberg und
war lange Jahre in Bonn und Brüssel
für die Bundesregierung (davon zehn
Jahre im Wirtschaftsministerium) tätig.
Unter anderem war er Anfang der
90er Jahre an den Verhandlungen

zum Einigungsvertrag betei-
ligt. Von 1994 bis 1998 war
Michael Baumann Staatsse-
kretär im Sozialministerium
von Mecklenburg-Vorpom-
mern unter der Leitung Hinrich
Kuessners (SPD), für den er zu-
vor schon im Treuhandaus-
schuss des Bundestages gear-
beitet hatte. Michael Baumann
war Sachverständiger in der
Enquete-Kommission des Deutschen Bun-
destages „Globalisierung der Weltwirt-
schaft“, Mitglied im Eine Welt Forum
beim Parteivorstand der SPD und stellver-
tretender Vorstandsvorsitzender von Ger-
manwatch. 

Der Blick über den
Tellerrand war ihm ge-
nauso zu eigen wie ein
ausgeprägtes Gespür
für Ungerechtigkeiten
im Nahbereich. Unver-
zichtbar waren für ihn
das Querdenken, inter-
disziplinäre Analyse
und eine dem Gedan-
ken von Kohärenz und

Nachhaltigkeit verpflichtete Politik. 
Seine große Lebendigkeit, seine

Herzlichkeit und Hilfsbereitschaft, seine
Verlässlichkeit und sein Überblick, seine
Großzügigkeit und sein Ideenreichtum
werden fehlen. 
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Wege in eine gerechtere Welt -
Alternativen zur neoliberalen
Weltwirtschaftsordnung

Seminar und Teach-In
10. - 12. Januar 2003
Stuttgart
Diese Veranstaltung findet statt im
Rahmen der Reihe ”Unsere Welt
ist keine Ware - Beiträge zur Kam-
pagne gegen WTO und GATS”.
Am Freitag finden Impulsreferate
zum Thema ”Perspektiven für ei-
ne Neugestaltung der globali-
sierten Welt” statt. Das Seminar
beginnt am Samstag um 9.30 Uhr
mit dem Schwerpunktthema ”Von
der Konkurrenz zur Kooperation
-Konturen einer anderen Wirt-
schaft”. Eine vertiefende Arbeit
findet in sich anschließenden Ar-
beitsgruppen statt. Das Seminar
endet am Sonntag mit einem Ple-
num.
Informationen:
Carol Bergin
Nauklerstraße 13
72074 Tübingen
Tel.: 07071-52517
Fax: 07071- 255609
E-Mail:
carol.bergin@t-online.de
www.unsere-welt-ist-keine-
ware.de

Der Wald besteht aus Holz -
Waldnaturschutz kontra Öko-
nomische Nutzung? 

Tagung 
17. - 19. Januar 2003
Ev. Akademie Iserlohn
Ein Wald, der viele Funktionen er-
füllt, also multifunktional ist, ist
auch ein nachhaltig genutzter
Wald. Doch wie sieht die Praxis
einer multifunktionalen nachhalti-
gen Forstwirtschaft aus? Werden
die Zielsetzungen eines nachhal-
tigen Wald-Naturschutzes er-
reicht? Viele Akteure, also die
Waldbesitzer, die Naturschützer
sowie die Politik wollen auf un-
terschiedlichen Wegen zu diesen
Zielen beitragen. Eine wichtige
Rolle wird die Zusammenarbeit
zwischen Naturschutz, Forst-
behörden und Waldbesitzern ein-
nehmen. Die Abschlussrunde wird
sich damit beschäftigen wie eine
zukunftsorientierte Forstpolitik und
Waldwirtschaft aussehen sollte. 

Informationen:
Ev. Akademie
Berliner Platz 12
58638 Iserlohn 
Tel.: 02371-352-145
Fax: 02371-352-299
E-Mail: g.huckenbeck@
kircheundgesellschaft.de 

Freihandel für Agrar-
produkte? Welche
Auswirkungen wer-

den die WTO-Agrarverhand-
lungen für die Landwirte welt-
weit haben?

Fachtagung
20. Januar 2003
Berlin, Grüne Woche, 9-18 Uhr
in Saal 10 ICC
Zielgruppe dieser Fachtagung
sind Experten aus den Bereichen
Politik, Landwirtschaft, Zivilge-
sellschaft und Erwachsenenbil-
dung. Ziel der Fachtagung ist es,
den Stand der Agrarverhandlun-
gen kennenzulernen, zu bewerten
und zu Schlussfolgerungen für die
eigene Arbeit zu kommen. Vor-
träge und Diskussionen finden
u.a. zu folgenden Themen statt:
Der Stand der Agrarverhandlun-
gen in Genf. Folgen der Ergeb-
nisse der Verhandlungen für Land-
wirte und Landarbeiter in
Entwicklungsländern. Auswirkun-
gen der Agrarverhandlungen auf
nachhaltige Landwirtschaft und
ländliche Entwicklung in Deutsch-
land. Folgen der Ergebnisse der
Verhandlungen für Landwirte in
Deutschland. Vorstellung von
Maßnahmen zur Verringerung
von Dumping und seinen negati-
ven Auswirkungen, die bei den
Verhandlungen eine Rolle spie-
len. Die Teilnahme ist kostenlos,
für die Verpflegung wird ein Un-
kostenbeitrag erhoben. Um An-
meldung bis zum 6.1.2003 wird
gebeten: 
Informationen:
Germanwatch
Dr. Rainer Engels
Kaiserstraße 201
53113 Bonn
Tel.: 0228-60492-15
Fax: 0228-60492-19
E-Mail:
engels@germanwatch.org

Spiele zum Thema ”Entwick-
lungsland Deutschland”

Seminar
24. - 26. Januar 2003
Hamburg
In diesem Seminar werden erfah-
rungsorientierte Spiele und Übun-
gen vorgestellt, die entwicklungs-
politische und ökologische Inhalte
sowie die Notwendigkeit koope-
rativen Handelns auf spannende
und ungewöhnliche Weise the-
matisieren. Sie lassen das ab-
strakte Leitbild der nachhaltigen
Entwicklung zu einer lebendigen
Erfahrung werden. So können
auch komplexe Zusammenhänge
anschaulich und eingängig ver-
mittelt werden. 
Informationen:
EED - Bildungsstelle Nord
Tel.: 040/605 2559
Fax: 040/605 2538
E-Mail: 
eed@haus-am-schueberg.org 

Wie wird der Landwirt zum En-
ergiewirt?
Konferenz
30. - 31. Januar 2003
Bonn
EUROSOLAR veranstaltet zum 5.
Mal die jährliche Konferenz ”Der
Landwirt als Energie- und Roh-
stoffwirt”. Dieses Motto ist seit der
1. Konferenz zum geflügelten
Wort für eine neue Perspektive
der Land- und Forstwirtschaft ge-
worden. Für die Landwirtschaft
eröffnet sich die historische Chan-
ce, nach 200 Jahren industrieller
Entwicklung erstmals wieder ein
wachsender Wirtschaftsfaktor mit
zentraler gesamtwirtschaftlicher
Bedeutung und Motor einer öko-
logischen Zukunftsvorsorge zu
werden. Die vergangenen Konfe-
renzen haben Impulse gesetzt, die
zunehmend höhere Wellen schla-
gen. Diese Impulse haben auch
eine vielfach unvollständig argu-
mentierende wissenschaftliche
Diskussion über Biomasse belebt
und Initiativen in der Politik und
der Landwirtschaft angeregt. Dies
soll auf dieser Konferenz fortge-
führt werden. 

Informationen:
EUROSOLAR
Kaiser-Friedrich-Str. 11
53113 Bonn
Tel.: 0228-362373
Fax: 0228-361279
E-Mail:
inter_office@eurosolar.org
www.eurosolar.org 

Marktplatz für anderes Reisen
13. Reisepavillon
31. Januar  - 2. Februar 2003
Hannover, Messegelände
2003 wird der Reisepavillion, die
Messe und Informationsveran-
staltung für nachhaltigen Touris-
mus erstmals auf dem Messe-
gelände Hannover. Die Parallelität
zur ABF/”Auto Boot und Freizeit”
und der neue Ort ermöglichen die
Teilnahme weiterer Aussteller-
gruppen und eine breitere Publi-
kumsansprache. Die Aussteller
werden aufgefordert, in einer
Selbstverpflichtungserklärung
ihren besonderen Beitrag zum
nachhaltigen Tourismus zu erläu-
tern.
Informationen:
Reisepavillon - Marktplatz für
anderes Reisen
Hausmannstraße 9-10
39159 Hannover
Tel.: 0511-1694167
Fax.: 0511-1640391
E-Mail:
info@reisepavillon-online.de
www.reisepavillon-online.de

Entwicklungspolitik im Internet 
Seminar
21. - 22. Februar 2003
Hamburg
Dieses Seminar bietet die Mög-
lichkeit, sich mit den entwick-
lungspolitisch relevanten Infor-
mations- und Kommunikations-
diensten vertraut zu machen.
Werkzeuge und Strategien für ei-
ne gezielte Suche im worldwide-
web werden vorgestellt und aus-
probiert.
Informationen:
EED - Bildungsstelle Nord
Tel.: 040/605 2559
Fax: 040/605 2538
E-Mail: 
eed@haus-am-schueberg.org 
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Fernstudienkurs Europäisches
Umweltrecht 2003 
Fernstudium
15. März 2003
Universität Koblenz-Landau
Seit zwei Jahren führt die Univer-
sität Koblenz-Landau jeweils im
Sommersemester einen Fernstudi-
enkurs zum europäischen Um-
weltrecht durch. An eine dreimo-
natige Fernstudienphase mit
schriftlichen Studienunterlagen
und Internetbetreuung schließt
sich ein zweitägiges Abschlussse-
minar an. Inhaltliche Schwer-
punkte bilden u.a. die Geschich-
te und Strukturen der Eu-
ropäischen Union,   ökonomische
Instrumente sowie eine aktuelle
Übersicht über das gesamte eu-
ropäische Umweltrecht in den Be-
reichen Atmosphärenschutz, Che-
mikalien, Lärm, Abfall, Gewäs-
serschutz, Bodenschutz, Natur-

schutz und Landschaftsplanung.
Das Weiterbildungsangebot wen-
det sich in erster Linie an Ingeni-
eure und Naturwissenschaftler,
aber auch Absolventen anderer
Fachrichtungen können zugelas-
sen werden. Bei fehlendem Hoch-
schulabschluss wird eine berufli-
che Tätigkeit im Umweltbereich
vorausgesetzt.
Englisch-Kenntnisse sind erfor-
derlich. Anmeldeschluss ist der
15. März 2003. 
Informationen:
Universität Koblenz-Landau
Zentrum für Fernstudien und
Universitäre Weiterbildung 
Postfach 201 602
56016 Koblenz
Tel.: 0261/287-1520 / -1522
Fax: 0261/287-1521 
E-Mail: eelaw@uni-koblenz.de
http://www.uni-koblenz.de/
eelaw

Zu wessen Nutzen?
Die Investitionsver-
handlungen und die
Folgen für eine nach-

haltige Entwicklung
Internationale Konferenz
28. - 29. April 2003
Bonn
Auf der nächsten WTO-Minister-
konferenz in Mexiko (Cancun)
2003 soll nach dem Willen der
EU der Startschuss für Verhand-
lungen über ein multilaterales In-
vestitionsabkommen fallen. Es be-
steht die Gefahr, dass dieses
Abkommen insbesondere die
Rechte transnationaler Investoren
stärkt, ohne auf ökologische, so-
ziale und entwicklungspolitische
Konsequenzen Rücksicht zu neh-
men.

Auf der Tagung werden die Vor-
schläge für das  Investitionsab-
kommen in der WTO aus ökolo-
gischer und sozialer Sicht
problematisiert. Zudem geht es
neben der Vernetzung mit inter-
nationalen NRO und Gewerk-
schaften um den Austausch mit
Medienvertretern, EU- Kommissi-
on und Bundesregierung. Die
Konferenzsprache ist englisch
Informationen:
Antje Schultheis
Forum Umwelt und Entwicklung
Projektstelle Handel, Umwelt
und nachhaltige Entwicklung
Am Michaelshof 8-10
53177 Bonn
Tel.: 0228-3681010
E-Mail: 
handelsprojekt@forumue.de

Brennpunkt Wälder -
Bilanz 10 Jahre nach
der Rio-Konferenz

zum Zustand globaler Wald-
ressourcen und zum Stand der
internationalen und nationalen
Waldpolitik

Das Thema Waldnutzung und
Walderhalt war bereits in Rio
1992 eines der dominierenden
Verhandlungsthemen und steht 10
Jahre nach Rio unverändert und
weitgehend ungelöst auf der po-
litischen Agenda. Von Entspan-
nung im Sektor Wald und Wald-
zerstörung kann keine Rede sein.
Im Gegenteil, der Schwund und
die Degradierung der Wälder
weltweit ist ungebrochen. Die Um-
wandlung von Wald in landwirt-
schaftliche Flächen und eine un-
zureichende Umsetzung beste-
hender Waldschutzgesetze gelten
heute als die wichtigsten Ursa-
chen der Waldverluste. Nationa-
le Politiken und auch die interna-
tionale Staatengemeinschaft ha-
ben auf die Herausforderung zum
Gegensteuern bislang höchst un-

zureichend reagiert. Zu all die-
sen Themen und noch weiteren
Fragen gibt diese Bilanzbroschü-
re einen Überblick, Antworten
und einen Ausblick auf das Brenn-
punktthema Wälder.
Bezug: 
Forum Umwelt & Entwicklung,
Am Michaelshof 8-10, 
53177 Bonn, 
Tel.: 0228-359704, 
Fax: 0228-92399356, 
E-Mail: info@forumue.de,
www.forumue.de, 
www.rio-10.de, 
Einzelexemplare sind kostenlos,
weitere Exemplare kosten pro
Stück 
1€ zzgl. VK.

Nachhaltigkeit Lokal
- Lokale Agenda 21
in Deutschland. Eine

Zwischenbilanz 10 Jahre nach
Rio 

Seit dem Weltgipfel in Rio sind in
vielen europäischen Kommunen
große Anstrengungen unternom-
men worden, zukunftsfähige

Programme und Projekte zu initi-
ieren und umzusetzen. Die Loka-
len Agenda 21-Prozesse haben
sich dabei sehr vielseitig ent-
wickelt. Es ist Zeit, Bilanz zu zie-
hen: Was wurde seit Rio 1992
erreicht? Wie steht es aktuell um
die Lokale Agenda 21? Wie
können Agenda-Prozesse stabili-
siert werden, wie können sie ef-
fektiver ablaufen, was müsste in
Politik, Wirtschaft, Verwaltung
und Gesellschaft verändert wer-
den? Auf diese Fragen versucht
die Bilanzbroschüre eine Ant-
wort zu geben.  
Bezug: 
Forum Umwelt & Entwicklung,
Am Michaelshof 8-10, 
53177 Bonn, 
Tel.: 0228-359704, 
Fax: 0228-92399356, 
E-Mail: info@forumue.de,
www.forumue.de, 
www.rio-10.de, 
Einzelexemplare sind kostenlos,
weitere Exemplare kosten pro
Stück 
1€ zzgl. VK.

Beharrlich in kleinen Schritten:
50 Jahre Natur- und Umwelt-
schutz in Deutschland
Professor Engelhardt ist über die
Jahrzehnte eine Institution im
deutschen Natur- und Umwelt-
schutz geworden. Niemand sonst
hat über volle 50 Jahre hin die
Entwicklung des Natur- und Um-
weltschutzes in Deutschland so
miterlebt und in bestimmten Be-
reichen so mitgestaltet wie er. Sein
guter Rat ist gefragt, von seinen
Erfahrungen lernen ungezählte
Naturschützer, Politiker und alle,
die Verantwortung tragen für die
Umwelt. So lag es nahe ihn zu
bitten, diese Erfahrungen aufzu-
schreiben: Keiner könnte über-
zeugender und kompetenter eine
Rückschau geben auf die Ge-
schichte des Natur- und Umwelt-
schutzes in Deutschland.
Es ist die Hoffnung des Autors,
dass über die Schilderungen sei-
ner Erlebnisse und Beschreibun-
gen einstiger Handlungen in der
Umweltpolitik seine Nachfolger in
allen Bereichen und die vielen jun-
gen Aktiven in der aktuellen Um-
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weltpolitik Anregungen und Im-
pulse aufnehmen können, die ih-
nen für eine erfolgreiche Arbeit
hilfreich sind. 
Bezug: 
www.erich-schmidt-verlag.de,
ISBN 3-503-07041-9, 
19,80 €.

Zwischen Schutz und
Nutzung - 10 Jahre
Konvention über Bio-

logische Vielfalt

1992 herrschte Aufbruchstim-
mung. UNCED, die Konferenz der
Vereinten Nationen für Umwelt
und Entwicklung, schien damals
vielen als der Startschuss in ein
neues Zeitalter. Nun ist es Zeit, Bi-
lanz zu ziehen. Es mangelt an der
Umsetzung der gesetzten Maß-
nahmenkataloge, die Umweltzer-
störung geht ungebremst weiter,
so der allgemeine Tenor vieler
Nichtregierungsorganisationen. 
Die Konvention über Biologische
Vielfalt (Convention on Biological
Diversity, CBD) ist eines der wich-
tigsten Produkte der Rio-Konfe-
renz. Wenn allgemein Bilanz ge-
zogen wird, stellt sich daher die
Frage, ob im Bereich Biodiversität
besondere Bewegung zu beob-
achten ist. Um dies zu beantwor-
ten, werden in dieser Bilanzbro-
schüre die Konvention, ihre
Geschichte und Arbeitsweise,
zunächst vorgestellt. 
Bezug: 
Forum Umwelt & Entwicklung,
Am Michaelshof 8-10, 
53177 Bonn, 
Tel.: 0228-359704, 
Fax: 0228-92399356, 
E-Mail: info@forumue.de,
www.forumue.de, 
www.rio-10.de, 
Einzelexemplare sind kostenlos,
weitere Exemplare kosten pro
Stück 
1€ zzgl. VK. 

Steter Tropfen aus dem Stein 
Die neue Ausgabe der transdis-
ziplinären Zeitschrift für Umwelt-
forschung GAIA widmet sich den
Bergen und baut eine Brücke zwi-
schen dem Jahr der Berge 2002
und dem Jahr des Süßwassers

2003. Der Schwerpunkt des Hef-
tes beleuchtet die Rolle der Ge-
birge für die Versorgung der Men-
schen mit Wasser. Berge sind die
Wassertürme der Erde - die mei-
sten großen Flüsse entspringen
dort, die Gebirgsgletscher sind
ein gigantischer Süßwasserspei-
cher. Um so bedenklicher, dass
der Mensch im Begriff ist, sich im
wörtlichen Sinne selbst das Was-
ser abzugraben. In sechs Beiträ-
gen zeigt diese Ausgabe, wie die
Wissenschaft die Probleme ana-
lysiert und in Lösungsmöglichkei-
ten übersetzt. 
Bezug: 
pan Adress, 
Semmelweisstr. 8, 
82152 Panegg, 
Tel.: 089-85709155, 
Fax: 089-85709131, 
E-Mail: haupt@oekom.de,
www.gaia-online.net oder 
19€.

Eindrucksvoller Bildband zur
Hochwasserflut in Sachsen
Die beiden Autoren Nick Reimer
und Matthias Rietsch haben ein
aufrüttelndes Buch geschaffen,
das sicherlich dazu beiträgt, den
Flutopfern in Sachsen zu helfen.
Im ersten Kapitel ”Stürzendes
Wasser” wird von den Fluten der
Mulde, Müglitz, Zschopau, der
Bobritzsch, Flöha und Weißeritz
berichtet. Das zweite Kapitel be-
schreibt die steigende Flut des Elb-
wassers in Dresden und Umge-
bung. Es enthält auch eine
tagebuchartige Chronologie der
Ereignisse vom 15. bis zum 17.
August 2002 in der Stadt. Das
dritte Kapitel illustriert die Zer-
störungskraft des Wassers, Kapi-
tel vier den zaghaft beginnenden
Wiederaufbau, die sagenhaften
Hilfsaktionen und die Aufarbei-
tung der Katastrophe durch die
Betroffenen. Über 200 beein-
druckende Fotos von 24 Fotogra-
fen dokumentieren die Ereignisse.
Der Reinerlös aus dem Verkauf
des Buches kommt der Freien
Werkschule Meißen zugute. 
Bezug: 
ISBN 3-930382-79-2, 
Michael Sandstein Verlag, 
18€.

Giftiges Wasser, 
schmutziges Geld
Seit Sommer 2001 bauen sechs
internationale Ölgesellschaften in
Ecuador eine politisch umstrittene
Schwerölpipeline. Finanziert wird
das Projekt u.a. von der West-
deutschen Landesbank. Die Aus-
einandersetzung um die
Schwerölpipeline ist in vieler Hin-
sicht ein politisches Lehrstück. Um
das Projekt mit seinen unter-
schiedlichen Aspekten themati-
sieren zu können, war eine mehr-
monatige Recherche in Ecuador
nötig. Entstanden ist dieses Öl-
dossier mit dem Titel ”Giftiges
Wasser, schmutziges Geld” sowie
eine Diashow . Im Internet können
die Materialien kostenlos studiert
werden. Sie sind aber auch auf
CD-ROM erhältlich.
Bezug: 
Global Aware Deutschland, 
Rothestraße 66, 
22765 Hamburg,
Tel.: 040 3990-1339, 
E-Mail: 
michael@GlobalAware.org,
www.GlobalAware.org/, 
10 € zzgl. 2,50 € VK.

Wasser - Leben für alle?
Ohne Wasser gibt es kein Leben.
Aber 1,2 Milliarden Menschen
verfügen nicht über einen Trink-
wasseranschluss und etwa dop-
pelt so viele haben keinen An-
schluss an ein Abwassersystem.
Wasser gilt auch als einer der we-
sentlichen Konfliktstoffe im 21.
Jahrhundert. Der Kampf ums
Wasser wird zunehmen zwischen
Städtern und Dörflern, aber auch
zwischen Staaten. 
Die Broschüre gibt einen
Überblick über die Materiallage
zu diesen globalen Aspekten der
Wasserthematik. Kurze Kommen-
tare und Beschreibungen der ein-
zelnen Materialien erleichtern die
Benutzung.
Bezug: 
Infozentrum Dritte Welt, 
Overwegstr. 31, 
44625 Herne, 
Tel.: 02323-994970, 
Fax: 02323-9949711, 
E-Mail: info@blueplanet-ev.de

Der globale Klimawandel - das
perfekte Verbrechen? 
Hintergründe und Fakten zum glo-
balen Klimawandel und seinen
Folgen, insbesondere für Ent-
wicklungsländer, liefern die CD-
ROM und das Arbeitspapier ”Der
Globale Klimawandel: Das per-
fekte Verbrechen?”. Wer sind die
Täter und wer die Opfer des glo-
balen Klimawandels? Was sind
die Motive und welche Lösungs-
ansätze gibt es? Und wer zahlt
die Schäden, die der Klimawan-
del verursacht?
Bezug: 
Germanwatch, 
Kaiserstr. 201, 
53115 Bonn, 
Tel.: 0228-604920, 
Fax: 0228-604919, 
E-Mail:
radosh@germanwatch.org,
www.germanwatch.org, 
CD-Rom: 2,50 €;   
Arbeitspapier: 3,00€

zzgl. 2€ VK. 

Bleibenzin - eine schwere 
Geschichte

In diesem Buch zeichnen fach-
kundige Schweizer Experten die
ökologischen, ökonomischen und
politischen Aspekte eines span-
nenden Stücks Umweltgeschichte
am Beispiel der Schweiz nach.
Die ökologischen Folgen des Blei-
benzins werden dargestellt und
umwelt- und sozioökonomische
Kosten-Nutzen-Analysen disku-
tiert. Die schwere Geschichte des
Bleibenzins stellt viele Parallelen
zu anderen Umweltgiften her und
ist damit ein typisches Beispiel für
den Umgang der Menschheit mit
Umweltgefahren.
Bezug:
pan Adress, 
ökom Leserservice, 
Semmelweisstr. 8, 
82152 Panegg, 
Tel.: 089-85709155, 
Fax: 089-85709131, 
E-Mail: haupt@oekom.de,
www.oekom.de, 
19€. 
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